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1. Einführung 
Die Veranlagung zum Kriegszuſchlag zur Einkommen⸗ 
teuer für 1939 ſteht bevor. Sie iſt die erſte Veranlagung 
zum Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer. Die Veranlagung 
wird in unmittelbarem Zuſammenhang mit der Veranla⸗ 
gung zur Einkommenſteuer für 1939 vorgenommen 
werden. Dieſer Zuſammenhang wird äußerlich dadurch ge⸗ 
ennzeichnet ſein, daß dem Steuerpflichtigen ein einheit ⸗ 
icher Steuerbeſcheid über die Einkommenſteuer für 
1939 und über den Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer für 
1939 zugehen wird. Der Kriegszuſchlag zur Einkommen⸗ 
ſteuer fließt ausſchließlich dem Reich zu. 


2. Rechtsgrundlagen für die Veranlagung 
Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer hat ſeine 

geſetzlichen Grundlagen in den folgenden Vorſchriften: 

a) Abſchnitt II Unterabſchnitt 1 88 2 bis 5 der Kriegswirt⸗ 
ſchaftsverordnung vom 4. September 1939 (RGBl I 
S. 1609, RStBl 1939 S. 965), 


6. Höhe des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer 
a) Begrenzungen des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer, 
b) Beſeitigung von Härten, 
e) Sinngemäße Anwendung der Vorſchriften im § 25 ESt D 
1939, 
d) Höhe des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer bei be» 
ſchränkt Steuerpflichtigen, 
7. Abſchlußzahlung, 
8. Erſtattung einbehaltener Steuerabzugsbeträge, 
9. Vorauszahlungen auf den Kriegszuſchlag zur Einkommen- 
ſteuer für 1940 
a) Vorauszahlungen vor der Bekanntgabe des Steuerbeſcheids 
über den Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer für 1939, 
b) Vorauszahlungen nach der Bekanntgabe des Steuerbeſcheids 
über den Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer für 1939, 
c) Erhöhung und Herabſetzung der Vorauszahlungen, 
d) Abrundung und Mindeſtbetrag der Vorauszahlungen, 


10. Billigkeitsmaßnahmen. 


b) Erſte Durchführungsbeſtimmungen über den Kriegszu⸗ 
ſchlag zur Einkommenſteuer (Erſte EZ DB) vom 4. Sep⸗ 


tember 1939 (RG BI I S. 1613, RStBl 1939 S. 967), 


c) § 5 der Dritten Durchführungsverordnung zum Neuen 
Finanzplan (Dritte NF DVB) vom 22. Oktober 1939 
(REAL I S. 2067, RStBl 1939 S. 1061). 


Die geſetzlichen Vorſchriften werden ergänzt durch An⸗ 
ordnungen, die der Reichsminiſter der Finanzen in Verwal⸗ 
tungserlaſſen, insbeſondere in ſeinem Runderlaß vom 9. Fe⸗ 
bruar 1940 (RStBl 1940 S. 233), getroffen hat. 

Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſtener knüpft an die 
ſachlichen und verfahrensmäßigen Vorſchriften des Einkom⸗ 
menſteuergeſetzes an. Es war deshalb nicht erforderlich, 
alle Einzelheiten der Veranlagung zum Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer durch beſondere Vorſchriften zu regeln. 
Es find z. B. beſondere Vorſchriften über die Er- 
höhung oder Herabſetzung der Vorauszahlungen im §3 
Abſatz 4 der Erſten EZB durch den Hinweis auf die 
finngemäße Anwendbarkeit der entſprechenden 


— 
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a des Einkommenſteuergeſetzes erſetzt 
worden. 

Die Vorſchriften des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzesſind im Zweifelsfallaber auchdann 
finngemäß anwendbar, wenn ein ausdrück⸗ 
licher Hinweis auf die Anwendbarkeit der 
Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes 
fehlt. Das gilt insbeſondere für die Verfahrens⸗ 
vorſchriften, z. B. in den 88 46 und 47 EStG. Die 
finngemäße Anwendung der Vorſchriften des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes iſt nicht möglich, ſoweit ihr eine ausdrückliche 
Vorſchrift oder der Sinn der Vorſchriften über den 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer entgegenſtehen. 
Hinweis auf § 1 Abſätze 1 und 2 StAnpG. 


3. Kreis der Perſonen, die zum Kriegszuſchlag zur Ein ⸗ 
kommenſteuer für 1939 veranlagt werden. 


Der Kreis der Perſonen, die zum Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer für 1939 veranlagt werden, iſt infolge der 
Freigrenze (Hinweis auf Abſchnitt 4) kleiner als bei der 
Veranlagung zur Einkommenſteuer für 1939. Etwa eine 
Million bis eineinhalb Millionen der zur Einkommenſteuer 
Veranlagten werden bei der Veranlagung zum Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer für 1939 unter die Frei⸗ 
grenze fallen. Soweit die Steuerpflichtigen 
nicht unter die Freigrenze fallen, be ⸗ 
ſtimmt ſich der Kreis der Perſonen, die zum 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer für 
1939 zu veranlagen Sind, im allgemeinen 
nach ähnlichen Vorſchriften wie bei der 
Einkommenſteuer. Vorausſetzung der Veranlagung 
iſt deshalb insbeſondere das Beſtehen der perſönlichen un⸗ 
beſchränkten oder beſchränkten Steuerpflicht. 


a) Unbeſchränkt Steuerpflichtige 

Natürliche Perſonen, die im Inland einen Wohnſ i tz 
(8 13 StAnpG®) oder ihren gewöhnlichen Aufent⸗ 
halt (8 14 Abſatz 1 StAnpch) haben, ſind unbeſchränkt 
ſteuerpflichtig. Hinweis auf 8 1 Abſatz 1 EStG. 

Deutſche Auslandsbeamte werden nach Maß⸗ 
gabe der Vorſchriften im $ 14 Abſatz 2 StAnpG, Inhaber 
und leitende Angeſtellte eines tnlän- 
diſchen Unternehmens nach Maßgabe der Vor⸗ 
ſchriften im 8 14 Abſatz 3 StAnpc den Perſonen gleich⸗ 
geſtellt, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben. 
Der Reichsminiſter der Finanzen hat die Anwendbarkeit der 
Vorſchriften im § 14 Abſatz 3 StAnp® zugunſten der In⸗ 
haber und der leitenden Angeſtellten deutſcher Auslands⸗ 
unternehmen eingeſchränkt. Hinweis auf Abſchnitt IV des 
ROF-Erlafies vom 25. Oktober 1939, RStBl 1989 S. 1070. 

Unbeſchränkte Steuerpflicht tritt ſtets ein, wenn der 
Aufenthalt im Inland länger als ſechs Monate 
dauert. In dieſem Fall erſtreckt ſich die Steuerpflicht auch 
auf die erſten ſechs Monate. Hinweis auf § 14 Abſatz 1 
Sätze 2 und 3 StAnpG. Der Reichsminiſter der Finanzen 
hat die Finanzämter ermächtigt, von der Anwendung der 
Vorſchriften im § 14 Abſatz 1 Sätze 2 und 3 bei Perſonen, 
die ſich im Inland nur zur Erholung oder zu Kurzwecken 
länger als ſechs Monate aufhalten, abzuſehen. Hinweis auf 
den Röß⸗Erlaß vom 10. Juli 1939, RStBl 1939 S. 826. 


Betr Staatsangehörigkeit des Steuerpflich⸗ 
tigen iſt für die perſönliche Steuerpflicht ohne Bedeutung. 
Es unterliegen deshalb auch Steuerpflichtige, die An⸗ 
gehörige neutraler Staaten oder der Feindſtaaten ſind, dem 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer. 

Die unbeſchränkte Steuerpflicht erſtreckt ſich auf alle 
Einkünfte, die der unbeſchränkt ſteuerpflichtige deutſche oder 
fremde Staatsangehörige oder der Staatenloſe aus dem 
Inland oder aus dem Ausland bezieht. 


Beiſpiele: 


A. Ein Niederländer hat einen Wohnſitz in den Niederlanden und 
einen Wohnſitz im Deutſchen Reich. Er bezieht Einkünfte aus 
einem Handelsunternehmen in den Niederlanden und aus 
feinem kandwirtſchaftlichen Beſiz im Deutſchen Reich. Der 
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Niederländer iſt unbeſchränkt ſteuerpflichtig. 
mit allen Einkünften, auch mit den Einkünften aus dem 
niederländiſchen Handelsunternehmen, grundſätzlich dem 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer. 


B. Ein Schweizer hat ſeinen Wohnſitz im Schwarzwald. Er be⸗ 
zieht Einkünfte aus einer Uhrenfabrik im Deutſchen Reich und 
aus Patenten, die er franzöſiſchen und engliſchen Firmen gegen 
Stücklizenz zur Benutzung überlaſſen hat. Die Lizenzen 
werden durch einen Bevollmächtigten, der feinen Wohnſitz in 
der Schweiz hat, vergeben. Die franzöſiſchen und engliſchen 
Firmen überweiſen die Lizenzgebühr an den Bevollmächtigten 
in der Schweiz. 

Der Schweizer iſt unbeſchränkt ſteuerpflichtig. Er unter⸗ 
liegt mit allen Einkünften, insbeſondere auch mit 
den Einkünften, die ihm aus Frankreich und 
England zufließen, dem Kriegszuſchlag zur 
Einlommenſteuer. 


C. Ein Däne iſt Inhaber eines inländiſchen Unternehmens. Er 
hat neben ſeinem Auslandswohnſitz auch einen Wohnſitz im 
Inland. Er hat dieſen Wohnſitz am 1. September 1939 auf⸗ 
gegeben und hält ſich ſeitdem im Inland nicht mehr auf. Der 
Steuerpflichtige wird ſo behandelt, als ob er ſeinen gewöhn⸗ 
lichen Aufenthalt an dem Ort hätte, an dem ſich die Geſchäfts⸗ 
leitung oder der Sitz ſeines inländiſchen Unternehmens be⸗ 
findet. Er iſt unbeſchränkt ſteuerpflichtig und unterliegt 
ohne Rückſicht auf die Aufgabe ſeines inlän⸗ 
diſchen Wohnſitzes mit allen Einkünften dem Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer. 


Er unterliegt 


Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer beträgt, wenn 
ein Erhebungszeitraum kürzer als das Kalenderjahr iſt, für 
jeden Kalendermonat, der im Erhebungszeitraum endet, 
ein Zwölftel des Jahresbetrags. Dieſe Vorſchrift führt dazu, 
daß Steuerpflichtige, deren Steuerpflicht 
vor dem 1. Oktober 1939 fortgefallen iſt, 
zum Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 
für 1939 nicht mehr heranzuziehen ſind. 


Beiſpiele: 

A. Ein Steuerpflichtiger iſt am 20. Mai 1939 geſtorben. Er iſt 
zwar zur Einkommenſteuer für 1939 mit dem Einkommen zu 
veranlagen, das er im Kalenderjahr 1939 bis zu ſeinem Tod 
bezogen hat. Der Steuerpflichtige iſt aber nicht zum Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer für 1939 zu veranlagen. 

B. Ein Schweizer hat feinen Wohnſitz in Deutſchland am 80. Sep⸗ 
tember 1939 aufgegeben. Einkünfte aus dem Inland hat er 
nach der Aufgabe ſeines inländiſchen Wohnſitzes nicht mehr be⸗ 
zogen. Der Schweizer iſt nur noch zur Einkommenſteuer für 
1939, nicht zum Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer für 
1939 zu veranlagen. 


Die Vorſchriften in den 59 26 und 27 
ESt& über die Haushaltsbeſteuerung 
gelten für den Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer ſinngemäß. Die zuſammen veran⸗ 
lagten Ehegatten und Kinder werden nach dieſen Vor⸗ 
ſchriften ſteuerlich als Einheit behandelt. Es iſt deshalb 
für die Veranlagung zum Kriegszuſchlag zur Einkommen⸗ 
ſteuer für 1989 ohne Bedeutung, wenn einer der zuſammen 
veranlagten Ehegatten im Laufe des Veranlagungszeit⸗ 
raums geſtorben iſt. 


Beiſpiel: 

Ein Steuerpflichtiger, der von ſeiner Ehefrau nicht dauernd 
getrennt lebt, iſt am 1. Mai 1939 geſtorben. Der Steuer⸗ 
pflichtige wird mit ſeiner Ehefrau auch zum Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer für 1939 zuſammen veranlagt. Er unter⸗ 
liegt deshalb noch dem Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer. 


b) Beſchränkt Steuerpflichtige 


Natürliche Perſonen, die im Inland weder einen 
Wohnſitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, ſind 
beſchränkt ſteuerpflichtig. Hinweis auf 8 1 Abſatz 2 EStG. 
Die beſchränkte Steuerpflicht erſtreckt ſich nur auf die im 
8 49 EStG aufgezählten inländiſchen Einkünfte. 
Dieſe Regelung gilt auch für den Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer. Es iſt deshalb ohne Bedeutung, ob 
der Steuerpflichtige ſeinen Wohnſitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt in einem neu⸗ 
kralen Staat oder in einem Feindſtaat 
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hat, und ob er Angehöriger eines ſolchen 
Staats iſt. 


Beiſpiele: 


A. Ein Norweger, der im Inland weder einen Wohnſitz noch 
ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, bezieht Einkünfte aus 
einem Mietwohngrundſtück in Berlin. Er unterliegt mit 
1 Einkünften auch dem Kriegszuſchlag zur Einkommen⸗ 
teuer. 

Der Norweger im Beiſpiel A hat das Mietwohngrundſtück in 
Berlin am 1. September 1939 verkauft. Er iſt nur noch zur 
Einkommenſteuer für 1939, nicht mehr zum Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer für 1939 zu veranlagen. 


Perſonen, die nach allgemeinen völker⸗ 
rechtlichen Grundſätzen oder nach be- 
ſonderen Vereinbarungen mit anderen 
Staaten befreit ſind 


Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer iſt eine 
Steuer vom Einkommen. Die Vorſchriften im 8 I StAnp® 
gelten deshalb auch für den Kriegszuſchlag zur Einkommen- 
ſteuer. 8 9 StAnpG gemäß find die diplomatiſchen 
Vertreter ausländiſcher Staaten vom Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer befreit, wenn die Gegenſeitigkeit ge⸗ 
wahrt iſt. 

Konſuln und die Angehörigen der Konſulate können 
nur durch beſondere Vereinbarung mit anderen 
Staaten vom Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer befreit 
werden. Das gleiche gilt für alle anderen Angehörigen 
fremder Staaten. Die Befreiung dieſer Angehörigen 
fremder Staaten beruht auf den Do ppelbeſteue⸗ 
rungsverträgen. Iſt mit einem fremden Staat ein 
Doppelbeſteuerungsabkommen nicht getroffen, fo können 
Steuerpflichtigen, die im Inland einen Wohnſitz oder ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt haben, zum Ausgleich der dop⸗ 
pelten Belaſtung Erleichterungen bei den inländiſchen 
Steuern nach Maßgabe des Abſchnitts II des Runderlaſſes 
des Reichsminiſters der Finanzen vom 25. Oktober 1939 
(RStBl 1939 S. 1070) gewährt werden. Dieſe Befreiungen 
und Erleichterungen gelten auch für den Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer. 


d) Perſonen, deren Einkommenſteuer in 
einem Pauſchbetrag für mehrere Jahre 
feſtgeſetzt worden iſt 


Es war zunächſt zweifelhaft, ob Perſonen, deren Ein⸗ 
kommenſteuer $ 31 EStG gemäß bereits für mehrere 
Jahre in einem Pauſchbetrag feſtgeſetzt worden iſt, 
noch zum Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer für 1939 ver⸗ 
anlagt werden dürfen. Der Reichsfinanzhof hat dieſe Frage 
bejaht. Hinweis auf das RFH-Urteil vom 7. Februar 1940, 
RStBl 1940 S. 305. 


B. 


C 


— 


4. Freigrenze 


Die Freigrenze im 8 2 Abſatz 2 KW gilt nur für un⸗ 
beſchränk! Steuerpflichtige. Sie gilt nicht für beſchränkt 
Steuerpflichtige. Es iſt für die Frage, ob das Einkommen 
des unbeſchränkt Steuerpflichtigen die Freigrenze von 
2400 RM überjteigt, das tatſächliche Einfommen maß⸗ 
gebend. Die Abrundungsvorſchrift im $ 19 ESt DB 1939 
und der Mittelbetrag der Einkommenſteuertabelle ſind für 
die Freigrenze ohne Bedeutung. 

Wird der Steuerpflichtige mit feiner Ehefrau und mit 
ſeinen minderjährigen Kindern zuſammen veranlagt, ſo iſt 
bon dem Einkommen auszugehen, das für die Haus“ 
halts beſteuerung maßgebend iſt. 

Bei ſpiel: 

Ein Steuerpflichtiger hat im Kalenderjahr 1939 als An⸗ 
geſtellter 2000 RM Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit be⸗ 
zogen. Seine Ehefrau hat ein Mietwohnhaus. Die Einkünfte 
daraus haben 800 RM betragen. Sonderausgaben find nicht 
borhanden. Der Steuerpflichtige iſt zum Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer heranzuziehen, obwohl er im Steuerabzugs⸗ 
verfahren dem Kriegszuſchlag zur Einkommenſtener nicht 
unterlegen hat. Wegen der Anwendung der Härtevorſchrift im 
8 25 ESt D 1939 Hinweis auf Abſchnitt 6 Vuchſtabe b. 
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a) Freigrenze bei verkürztem Erhebungs⸗ 
zeitraum 


Es iſt für die Frage, ob das Einkommen des unbe⸗ 
ſchränkt Steuerpflichtigen die Freigrenze überſchritten hat, 
das Einkommen maßgebend, das der 
Steuerpflichtige während der Dauer feiner 
unbeſchränkten Steuerpflicht bezogen hat. 
Hat die unbeſchränkte Steuerpflicht nicht während des 
ganzen Veranlagungszeitraums (Kalenderjahrs) beſtanden, 
ſo darf weder das Einkommen auf ein Jahreseinkommen 
umgerechnet noch die Freigrenze entſprechend der Dauer der 
unbeſchränkten Steuerpflicht herabgeſetzt werden. Es iſt 
auch nicht zuläſſig, das Einkommen, das der Steuerpflichtige 
während der Dauer feiner unbeſchränkten Steuerpflicht be⸗ 
zogen hat, mit den Einkünften zuſammenzurechnen, die er 
nach dem Übergang in die beſchränkte Steuerpflicht im 
gleichen Kalenderjahr erzielt hat. 

Beiſpiel: 

Ein Volksdeutſcher hat feinen Wohnſitz am 1. Oktober 1939 
von Rumänien nach Deutſchland verlegt. Er hat in der Zeit 
vom 1. Januar bis zum 1. Oktober 1939 aus feinem in 
München gelegenen Mietwohngrundſtück 2 300 RM Einkünfte 
bezogen. Sein Einkommen in der Zeit vom 1. Oktober bis 
31. Dezember 1939 hat insgeſamt 1500 RM betragen. 

Das Einkommen von 1500 RM, das der Steuerpflichtige 
im Veranlagungszeitraum 1939 in der Zeit ſeiner unbe⸗ 
ſchränkten Steuerpflicht bezogen hat, überſchreitet die Frei⸗ 
grenze nicht. Der Steuerpflichtige unterliegt dem Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer nur mit den Einkünften, die er 
während der Dauer feiner beſchränkten Steuerpflicht im 
Kalenderjahr 1939 bezogen hat. 


b) Freigrenze bei Land und Forſtwirten 


Wenn das Einkommen 8000 RM nicht überſteigt, wer⸗ 
den die Einkünfte aus Land⸗ und Forſtwirtſchaft § 13 Ab⸗ 
ſatz 3 EStG gemäß nur herangezogen, ſoweit ſie den Betrag 
von 3 000 RM überfteigen. Dieſe Vorſchrift iſt eine Tarif- 
vorſchrift. Die Höhe des Einkommens wird durch fie 
nicht beeinflußt. Das führt dazu, daß Land- und 
Forſtwirte auch ſchon nach Mittelbeträgen 
der Einkommenſteuertabelle von weniger 
als 2 400 RM zum Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer herangezogen werden, voraus⸗ 
geſetzt, daß ihr Einkommen 2 400 RM überfteigt. 
Beifpiel: 

Ein Landwirt hat 4200 RM Einfünfte aus Land⸗ und 
Forſtwirtſchaft bezogen. Andere Einkünfte und Sonder⸗ 
ausgaben hat er nicht gehabt. Der Landwirt wird zwar nach 
einem Mittelbetrag von 1200 RM zur Einkommenſteuer ver⸗ 
anlagt. Er unterliegt aber dem Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 


kommenſteuer, weil fein Einkommen die Freigrenze von 
2 400 RM überfteigt. 


c) Freigrenze bei Inanſpruchnahme der Be⸗ 
wertungsfreiheit für Steuergutſcheine! 


Gewerbliche Unternehmer können für den Beſitz von 
Steuergutſcheinen 1 Bewertungsfreiheit für die abnutzbaren 
Wirtſchaftsgüter des betrieblichen Anlagevermögens nach 
Maßgabe der Vorſchriften im § 3 des Geſetzes über die 
Finanzierung nationalpolitiſcher Aufgaben des Reichs vom 
20. März 1939 (RGBI 1 S. 561, RStBl 1939 S. 473) in An⸗ 
ſpruch nehmen. Die Bewertungsfreiheit gilt 
nicht bei der Berechnung des Kriegs 
zu ſchlags zur Einkommenſteuer. Hin⸗ 
weis auf § 5 der Dritten NF DV. Das hat zur 
Folge, daß Jas Einkommen in die 
Fällen für die Zwecke des Kriegszuſchlags 
zur Einkommenſteuer unabhängig von der 
Ermittlung des Einkommens für die Zwecke 
der Einkommenſteuer berechnet werden 
muß. Es iſt für die Frage, ob die Freigrenze von 
2 400 RM überichritten wird, von dem Einkommen auszu⸗ 
gehen, das für die Veranlagung zum Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer ſelbſtändig ermittelt worden iſt. 
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Peiſpiel: 

Ein Gewerbetreibender hat einen Gewinn aus ſeinem Be⸗ 
trieb von 10000 RM bezogen. Er nimmt Bewertungsfreiheit 
für Steuergutſcheine I in Höhe von 6400 RM in Anſpruch 
und macht 2 000 RM Sonderausgaben geltend. Es verbleibt 
danach ein Einkommen im Sinn des GEinkommenſteuer⸗ 
geſetzes von 1600 RM. Der Gewerbetreibende unterliegt 
dem Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer, weil für die 
Veranlagung zum Kriegszuſchlag zur Ein- 
kommenſteuer bon einem Einkommen von 

8000 R M auszugehen iſt. 


d) Freigrenze in Sonderfällen 


Arbeitnehmer ſind im Steuerabzugsverfahren vom 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer befreit, wenn ihr 
Arbeitslohn 234 RM im Monat nicht überſteigt. Hinweis 
auf 8 1 der Erſten EZDB. Leiſten dieſe Arbeitnehmer 
Mehrarbeit, Sonntags-, Feiertags und Nachtarbeit, ſo 
können ſich daraus Härten für ſie ergeben, wenn der Arbeits⸗ 
lohn nur durch die Zahlung des Mehrarbeitslohns die Frei⸗ 
grenze überſteigt. Der Arbeitslohn würde dann in voller 
Höhe dem Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer unterliegen. 
Der Reichsminiſter der Finanzen hat zur Beſeitigung dieſer 
Härten angeordnet, daß der Mehrarbeitslohn dem 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer nicht 
unterliegt. Er ſoll auch für die Frage, oh 
die Freigrenze überſchritten wird, außer 
Betracht bleiben. Hinweis auf den Rd ⸗Erlaß vom 
18. Dezember 1939, RStl 1939 S. 1213. Dieſe Anordnung 
gilt auch, wenn Arbeitnehmer zur Einkommenſteuer und 
zum Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer zu beranla- 
gen ſind. 


Beiſpiel: 


Ein Arbeitnehmer hat 2 200 RM üblichen Arbeitslohn und 
60 RM Mehrarbeitslohn 


Das Einkommen des Arbeitnehmers iſt für die Zwecke 
des Kriegszuſchlags dur Einkommenſteuer 
wie folgt zu ermitteln: 


Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit. 
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 


Geſamtbetrag der Einkünfte 


2100 RM. 
880 RM, 


2 480 RM, 


Sonderausgaben 100 RM, 
Einkommen 2380 RM. 


Der Steuerpflichtige unterliegt dem Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer nicht, weil ſein Einkommen (nach Aus⸗ 
ſcheidung des Mehrarbeitslohns) die Freigrenze von 2 400 RM 
nicht überſteigt. 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat ſich für das 
St euerabzugs verfahren damit einverſtanden er⸗ 
klärt, daß der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer nur 
von dem Teil der Gnadenbezüge erhoben wird, 
der auf Kalendermonate entfällt, die nach dem 4. Septem: 
ber 1939 enden. Die Gnadenbezüge werden den Sınter- 
bliebenen von Beamten im Fall des Todes des Beamten in 
Höhe von drei Monatsgehältern des Verſtorbenen gewährt. 
Es entſpricht dem Grundſatz der ſteuerlichen Gerechtigkeit, 
dieſe Vorſchrift auch im Fall der Veranlagung 
anzuwenden. Das kann dazu führen, daß das Einkommen 
die Freigrenze von 2400 RM nicht überſchreitet. Ein 
iſt dann nicht feſt⸗ 


5. Bemeſſungsgrundlagen 


a) Die Einkommenſteuer als Bemeffungs- 
grundlage 
Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer bemißt ſich 
8.8 Abſatz 1 KW gemäß nach der Einkommenſtener 
für den Erhebun aszeitraum. Erhebungszeit— 
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raum iſt das Kalenderjahr. Der erſte Erhebungszeitraum 
beginnt mit dem Tag des Inkrafttretens der Kriegswirt⸗ 
ſchaftsverordnung, dem 4. September 1939, und endet mit 
dem Ablauf des Kalenderjahrs 1939. Die Einkommenſteuer 
wird aber nicht für dieſen Zeitraum, ſondern für das 
ganze Kalenderjahr 1939 veranlagt. Sie kann für die 
Zeit vom 4. September bis 31. Dezember 1939 nicht be⸗ 
ſonders feſtgeſtellt werden. Das würde eine Aufteilung des 
Einkommens in den Teil, der vor dem 4. September 1939 
zugefloſſen iſt, und in den Teil, der ſpäter zugefloſſen iſt, 
erfordern. Dieſe Aufteilung iſt in der Regel nicht möglich. 
Der Reichsminiſter der Finanzen hat deshalb im § 2 der 
Erſten EZ DB angeordnet, daß der Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer bei einem verkürzten Erhebungszeitraum für 
jeden Kalendermonat, der im Erhebungszeitraum ende 5 
in Höhe eines Zwölftels ſeines Jahres- 
betrags feſtzuſetzen ift. Die Feſtſtellung der Einkommen⸗ 
ſteuer, die auf den verkürzten erſten Erhebungszeitraum 
entfällt, iſt demgemäß nicht erforderlich. Bemeſſungsgrund⸗ 
lage für den Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer für 1939 
iſt die für das Kalende rjahr 1939 feſtgeſetzte Einkom⸗ 
menſteuerſchuld vor Anrechnung der Steuerabzugsbeträge. 


Beiſpie!: 

Die Einkommenſteuer beträgt bei einem Einkommen bon 
16000 RM in der Steuergruppe III 2 400 RM. Der Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer für 1939 beträgt vier Zwölftel 
bon der Hälfte der Einkommenſteuer (= ein Sechſtel der Ein⸗ 
kommenſteuer). Das ſind 400 RM. Eine Aufteſlu ng 
des Einkommens für die Zeit vor dem 4. Sep⸗ 
tember und für die Zeit nach dem 4. Sep⸗ 
tember bis zum Ablauf des Kalenderjahrs iſt 
nicht erforderlich. 


Die Bemeſſung des 
ſteuer nach einem Hundertſatz der Einkommen ſteuer führt 
dazu, daß alle Vorſchriften, die bei der 
rechnung der Einkommenſteuer berück⸗ 
ſichtigt werden, auch die 6 Wri 
zuſchlags zur 
fluſſen, ſoweit ſich nicht aus beſonderen Vorſchriften für 
den Kriegszuſchlag zur Ei 
ergibt. Es werden 
gungen, die bei der Einkommenſteuer gewährt werden, 
auch beim Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer berückſichtigt. 


gemäß. 

Die Vorſchriften, die infolge der Bemeſſung des Kriegs- 
zuſchlags zur Einkommenſteuer nach der Einkommenſteuer 
eine Ermäßigung auch beim Kriegszuſchlag 
zur Einkommenſteuer bewirken, ſind insbeſondere 
die folgenden: 


a) die Zarifvorfchriften im § 32 ESt& über die Berückſichti⸗ 

gung des Familienſtands, 

die Vorſchriften im § 33 EStG über die Steuer- 

ermäßigung wegen außer gewöhnlicher Be— 
aſtungen, 


o) die Vorſchriften im § 84 ESt® über ermäßigte Steuer⸗ 
ſätze bei außerordentlichen Einkünften, 
die Vorſchriften im 8 13 Abſatz 3 EStG über die Nicht⸗ 
berückſichtigung von Einkünften aus 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft, 

e) die Vorſchriften der Verordnung vom 3. Juli 1937 über 
die Steuerermäßigung für den Bau von Seuer- 
lings und Werkwohnungen für länd⸗ 
liche Arbeiter, 


f) die Vorſchriften in den Abſchnitten 89 bis 91 EStgt für 
1939, nach denen die dort be eichneten Einkünfte (Jubi⸗ 
läumsgeſchenke, Preußtiſche "inbehaltungsbeträge, Auf⸗ 
geld der Steuergutſcheine II) aus Billigkeits⸗ 
gründen als außerordentliche Einkünfte zu einem 
ermäßigten Steuerſatz herangezogen 
werden. 


b 


— 


d 


— 
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Beiſpiele: 

A. Ein Steuerpflichtiger mit einem Einkommen von 29 000 RM 
erhält nach der Einkommenſteuertabelle für ſein drittes Kind 
eine Steuerermäßigung von 820 RM. Wird der Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer in Höhe von 50 v. H. der Ein⸗ 
kommenſteuer erhoben, ſo erhält er außerdem bei der Ver⸗ 
anlagung zum Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer eine Er⸗ 
mäßigung von 410 RM. Die Kinderermäßigung erhöht ſich 
dadurch praktiſch um 410 RM auf insgeſamt 1230 RM. 

B. Die Einkommenſteuer eines Landwirts iſt wegen eines Unwetter⸗ 
ſchadens §33 EStG gemäß um 150 RM und für den Bau 
einer Heuerlingswohnung um 100 RM ermäßigt worden. Der 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer wird nur von der ver⸗ 
bleibenden Einkommenſteuer (nach Abzug dieſer Ermäßigungs⸗ 
beträge) erhoben. Beträgt der Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer 50 v. H. der Einkommenſteuer, ſo wird dem 
Landwirt außer der Ermäßigung der Ein⸗ 
kommenſteuer noch eine Ermäßigung des 
Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer um 
(TERM + 50 RM =) 125 RM gewährt. 


b) Das Einkommen als Bemeſſungsgrund⸗ 
age 

Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer darf nicht 
mehr als 15 b. H. des Einkommens betragen, die Ein⸗ 
kommenſteuer und der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 
dürfen zuſammen nicht mehr als 65 v. H. des Einkommens 
betragen. Hinweis auf § 3 Abſatz 2 KWV. 

Werden dieſe Begrenzungen erreicht, 
ſo bemißt ſich der Kriegs zuſchlag zur Ein- 
kommenſteuer nicht mehr nach der Ein- 
kommenſteuer, ſondern nach dem Ein kom⸗ 
men. Er löſt ſich dadurch von der feſtgeſetzten Einkommen⸗ 
ſteuer los und wird, von Grenzfällen abgeſehen, nur noch 
von den Vorſchriften über die Ermittlung des Ein⸗ 
kommens beeinflußt. Die Vorſchriften, die ausſchließlich 
den Tarif betreffen, berühren ihn nicht. Das ſind ins⸗ 
beſondere die unter Buchſtabe a aufgezählten Vorſchriften. 
Dieſes Ergebnis iſt gerechtfertigt, weil die Bemeſſung des 
Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer nach dem Einkommen 
nur bei verhältnismäßig hohen Einkommensbeträgen 
praktiſch wird. Hinweis auf Abſchnitt 6. 

Die Bemeſſung des Kriegszuſchlags zur Einkommen— 
ſteuer nach dem Einkommen kann erſtmals beim Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer für 1940 praktiſch werden. 
Sie hat für die Veranlagung zum Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer für 1939 keine Bedeutung. 


e) Bemeſſungsgrundlagen in Sonderfällen 


Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer knüpft nicht 
immer an das Einkommen im Sinn des Einkommen 
ſteuergeſetzes oder an die Einkommenſteuer an, die 
ſich bei der Veranlagung zur Ein kom menſteuer er⸗ 
gibt. Das gilt insbeſondere für die Fälle, in denen der 
Steuerpflichtige ee e e 
Steuergutſcheine Jin Anſpruch genommen 
hat. In dieſen Fällen bemißt ſich der 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer nach 
Grundlagen, die unabhängig von der Ein⸗ 
kommenſteuerveranlagung zu ermitteln 
in d. Die jelbftändige Ermittlung des Kriegszuſchlags zur 
Einkommenſteuer kann ſowohl bei ſeiner Bemeſſung nach der 
Einkommenſteuer (Buchſtabe a) als auch bei ſeiner Be⸗ 
meſſung nach dem Einkommen (Buchſtabe b) praktiſch 
werden. Es treten dadurch auch Anderungen in der Höhe 
i ein, die 88 33 und 34 EStG gemäß feſtzuſetzen 
ind. 

Beiſpiel: 

Ein Gewerbetreibender hat Bewertungsfreiheit für Steuer⸗ 
gutſcheine I in Höhe von 6000 RM in Anſpruch genommen. 
Er hat im Kalenderjahr 1939 außerordentliche Einkünfte 
im Sinn des § 84 EStG in Höhe von 4000 RM bezogen. Sein 
Einkommen iſt bei der Veranlagung zur Einkommenſteuer für 
1939 auf 10 000 RM feſtgeſtellt worden. Der Steuerpflichtige 
fällt in die Steuergruppe III. 

Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer für 1939 und 
die Einkommenſteuer für 1939 ſind unabhängig von⸗ 
einander wie folgt zu ermitteln: 


Ermittlung des 


Ermiitlung Ariegszuichlags 
der Eint . 
er em zur Eintommen, 
Einkommen „ RENT 16 000 RM 
Davon ab die außerordentlichen 
Cikuntte, s 1 4000 RM 
II 6 000 RM 12000 RM 
Tabellenmäßige Einkommenſteuer 640 RM 1600 RM 
Durchſchnittlicher Steuerſatz (Hinweis 
auf Abſchnitt 85 EStR für 1939) 10,6 v. H. 13,3 v. H. 
Steuer für die außerordentlichen 
Einkünfte von 4000 RM unter 
Zugrundelegung des Durchſchnitt⸗ 
fa 29: an lie 5 4 RM 582 RM 
Einkommenſteuer für 
D 1 064 RM 2132 RM 
Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer für 1939 
lein Sechſtel von 2 132 RM =) 5 355 NM. 


Die Hinzurechnung des Betrags von 6000 NM bei der 
Berechnung des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer bewirkt 
nicht nur eine Erhöhung der tabellenmäßigen Steuer, 
ſondern auch eine Erhöhung des Durchſchnitt ſatzes, 
dem die außerordentlichen Einkünfte unterliegen. Beides hat 
aber nur für die Berechnung des Kriegs⸗ 
zuſchlags zur Einkommenſteuer, nicht auch für 
die Veranlagung zur Einkommenſteuer Bedeutung. 


6. Höhe des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer 


Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer beträgt bei 
unverkürztem Erhebungszeitraum (Kalenderjahr) die Hälfte 
der Einkommenſteuer (Jahresbetrag). 


sit ein Erhebungszeitraum kürzer als das Kalender: 
jahr, ſo beträgt der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer für 
jeden Kalendermonat, der im Erhebungszeitraum endet, 
ein Zwölftel des Jahresbetrags. Hinweis auf 8 2 der Erſten 
EZDB. Das ergibt für den erſten Erhebungszeitraum, 
für die Zeit vom 4. September bis 31. Dezember 1939, einen 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer in Höhe von (½ —) 
ein Sechſtel der Einkommenſteuer. 


a) Die Begrenzungen des Kriegszuſchlags 
zur Einkommenſteuer 


Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer darf für ſich 
allein 15 v. H. des Einkommens und mit der Einkommen⸗ 
ſteuer zuſammen 65 v. H. des Einkommens nicht überſteigen. 
Maßgebend für die Frage, ob dieſe Grenzen erreicht werden, 
ſind das tatſächliche, nicht abgerundete Einkommen 
und der tatſächlich zu entrichtende Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer. Es findet bei einem verkürzten Er⸗ 
hebungszeitraum weder eine Umrechnung des Einkommens 
noch eine Umrechnung des Kriegszuſchlags zur Einkommen⸗ 
ſteuer ſtatt. 

Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer für 1939 kann 
höchſtens ein Sechſtel von 55 v. H. — 9,16 v. H. des Ein⸗ 
kommens betragen. Dieſer Höchſtſatz wird nur in der 
Steuergruppe I erreicht. Die Beg renzungsvor⸗ 
ſchriften im 83 Abſatz 2 K WVſind demgemäß 
bei der Veranlagung für 1939 ohne Bedeu⸗ 
tung. 

Die Begrenzungsvorſchriften können aber bei dem 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer für 1940 praktiſch 
werden. Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer beträgt 
für jeden Kalendermonat, der im Erhebungszeitraum endet, 
ein Vierundzwanzigſtel der Einkommenſteuer. Der Höchſt⸗ 
ſatz des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer beträgt dem⸗ 
gemäß für den einzelnen Kalendermonat 


in der Steuergruppe I ½ von 55 v. H. 2,9 
Einkommens, 

in der Steuergruppe II ½ von 45 v. H. — 1,88 v. H. des 
Einkommens, 

in der Steuergruppe III ½ von 40 v. H. = 1,67 v. H. des 
Einkommens. 


S. 150 / Deutsche Steuer-Zeitung und Wirtschaftlicher Beobachter / 29. Jahrg. / Nr.13 / 30. März 1940 
a Eee ci ;- 


Daraus folgt, daß die Grenze von 15 v. H. des Einkommens 
nur erreicht werden kann, wenn im verkürzten Er⸗ 
hebungszeitraum 

bei Steuerpflichtigen der Steuergruppe I mindeſtens 

7 Monate, 
bei Steuerpflichtigen der Steuergruppe II mindeſtens 
8 Monate, a 
bei Steuerpflichtigen der Steuergruppe III mindeſtens 
Monate 
enden. Die Grenze von 15 v. H. des Einkom- 
mens kann bei kürzeren als den bezeichneten Er- 
hebungszeiträumen nicht erreicht werden und des⸗ 
halb außer Betracht bleiben. Die Grenze von 
65 v. H. des Einkommens kann nur in der Steuergruppe I, 
und zwar nur bei Erhebungszeiträumen erreicht werden, in 
denen min deſtens fünf Kalendermonate 
enden. Wegen einzelner Ausnahmen Hinweis auf die 
folgenden Ausführungen über die Bedeutung der Schnitt⸗ 
unkte. 

. Wird der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer für das 
ganze Kalenderjahr (underfürzter Erhebungszeitraum) 
erhoben, ſo kann die Begrenzung auf 15 v. H. des Einkom⸗ 
mens nur praktiſch werden: 


a) bei Steuerpflichtigen der Steuergruppe I 


mit einem Einkommen von mehr als . . 18 500 RM, 

b) bei Steuerpflichtigen der Steuergruppe II 
mit einem Einkommen von mehr als . . 28 500 Nr 

c) bei Steuerpflichtigen der Steuergruppe III 
mit einem Einkommen von mehr als .. 64 500 b 

d) bei Steuerpflichtigen der Steuergruppe 
IV 1 mit einem Einkommen von mehr als 68 500 af 

e) bei Steuerpflichtigen der Steuergruppe 
IV 2 mit einem Einkommen von mehr als 73500 „, 

f) bei Steuerpflichtigen der Steuergruppe 
V 3 mit einem Einkommen von mehr als 83 500 5 

g) bei Steuerpflichtigen der Steuergruppe 
IV 4 mit einem Einkommen von mehr als 89 500 wu 

h) bei Steuerpflichtigen der Steuergruppe 
5 mit einem Einkommen von mehr als 94500 „. 
Die Begrenzung der Einkommenſteuer und des Kriegs⸗ 
zuſchlags zur Einkommenſteuer auf zuſammen 65 v. H. des 


Einkommens kann nur bei Steuerpflichtigen der Steuer— 
gruppe I mit einem Einkommen von mehr als 52 500 RM 
praktiſch werden. 5 

Die angegebenen Schnittpunkte ſind ſo zu verſtehen, 
daß der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer bei allen 
kleineren Einkommen im allgemeinen ohne weiteres 
nach der Einkommen ſteuer berechnet werden kann. Eine 
Ausnahme machen die Fälle, in denen eine Nachſteuer $ 20 
ESDP 1939 gemäß zu erheben ift, weil ſich in dieſen Fällen 
die tabellenmäßige Einkommenſteuer um die Nachſteuer 
erhöht. Ausnahmen können ſich verein zelt auch 
nahe unterhalb der bezeichneten Schnittpunkte aus dem im 
folgenden Abſatz unter der Ziffer 3 erläuterten Grund er⸗ 
geben, z. B. bei einem Steuerpflichtigen der Steuer- 
gruppe III mit einem Einkommen von 63 560 RM. 

Es muß dagegen bei den Einkommen ob erhalb der 
Schnittvunkte in jedem Ein zelfall gevrüft werden, 
ob der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer die Begrenzungen 
erreicht. Dieſe Nachprüfung iſt insbeſondere aus den drei 
folgenden Gründen erforderlich: 


1. Der Einkommenſteuerbetrag, nach dem ſich der Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer bemißt, braucht nicht 
immer die tabellenmäßige Einkommenſteuer zu ſein. Er 
kann infolge beſonderer Ermäßigungs⸗ 
vorſchriften z. B. in den 88 33 und 34 ESt 
niedriger ſein. Der danach bemeſſene Kriegszuſchlag 
zur Einkommenſteuer wird dann unter Umſtänden die 
5 v. H.⸗Grenze nicht mehr erreichen: 

2. Der Krieaszuſchlag zur Einkommenſtener kann in ein- 
zelnen Fällen für einen verkürzten Erhebungszeit⸗ 
raum, alſo nur in Höhe eines Bruchteils ſeines 
Jahresbetrags, erhohen werden. Er erreicht dann die 
Begrenzung unter Umſtänden nicht mehr; 


3. Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer wird zwar un⸗ 
mittelbar nach der tabellenmäßigen Einkommenſteuer 
und in Höhe ſeines Jahresbetrags erhoben. Das Ein⸗ 
kommen überſteigt auch die oben angegebenen Schnitt⸗ 
punkte. Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer er- 
reicht aber die 15 v. H.⸗Grenze trotzdem nicht. Das kann 
nur in der Nähe der Schnittpunkte vorkommen und be- 
ruht auf der ſogenannten „inneren Re greſſion“ 
des Tarifs. Die innere Regreſſion hängt mit dem Weſen 
des Stufentarifs zuſammen. Sie beſteht darin, daß der 
Hundertſatz, den der Kriegszuſchlag zur Einkommen- 
ſteuer, bezogen auf das tatſächliche Einkommen, 
ausmacht, niedriger iſt, wenn das Einkommen nahe 
der oberen Grenze der Stufe liegt, als wenn das 
Einkommen ſich der unteren Grenze der gleichen 
Stufe nähert. Das muß bei der Berechnung des Kriegs⸗ 
zuſchlags zur Einkommenſteuer beachtet werden. 

Beiſpiel: 

Die Einkommenſteuer beträgt bei einem Einkommen von 
29 565 RM in der Steuergruppe II 8 582 RM, der Kriegs⸗ 
uſchlag zur Einkommenſteuer (50 v. H. von 8582 =) 4 291 RM. 
Das ſind mehr als 15 v. H. des Einkommens. Die Grenze 
bon 15 v. H. iſt alſo bei der Veranlagung zum Kriegszuſchlag 
zur Einkommenſteuer zu berückſichtigen. 

Das Einkommen des Steuerpflichtigen ſteigt auf 
29 500 RM. Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer be⸗ 
trägt unverändert 4291 NM. Das ſind aber nur 
14,5 b. H. des Einkommens. Die Begrenzung auf 15 v. H. des 
Einkommens wird demgemäß ni cht praktiſch, obwohl das Ein⸗ 
kommen über dem Schnittpunkt liegt. 


Es kann zweifelhaft ſein, welcher Betrag den Begren⸗ 
zungen als Einkommen zugrunde gelegt Werden ſoll, wenn 
der Steuerpflichtige nach dem Verbrau ch beſteuert wird. 
Der Steuerpflichtige kann nach dem Verbrauch beſteuert 
werden, wenn der Verbrauch im Kalenderjahr 10 000 RM 
überſtiegen hat und um mindeſtens die Hälfte höher iſt als 
das Einkommen. Hinweis auf § 48 EStG. Die Verbrauchs⸗ 
beſteuerung kann auch vorgenommen werden, wenn ein Ein⸗ 
kommen überhaupt nicht erzielt worden iſt. Die wörtliche 
Auslegung der Begrenzungsvorſchriften im § 3 Abſatz 2 
KW würde dazu führen, daß in dieſen Fällen ein Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer nicht erhoben werden könnte. 
Das würde dem Sinn der Begrenzungsvorſchriften nicht 
entſprechen. Tritt der Verbrauch als Bemeſſungsgrundlage 
an die Stelle des Einkommens, ſo muß das auch für die 
Anwendung der nung vorſchriften gelten. Die Vor⸗ 
ſchrift im § 48 Abſatz 4 EStG, nach der die Einkommenſteuer 
in den Fällen der Verbrauchsbeſteuerung nur die Hälfte 
der tabellenmäßigen Einkommenſteuer beträgt, hat zur 
Folge, daß die Begrenzungsvorſchriften bei 
der Verbrauchsbeſtenerung nicht praktiſch 
werden können. 


b) Die Beſeitigung von Härten 


Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer iſt ſo zu be⸗ 
meſſen, daß dem unbeſchränkt Steuerpflichtigen ein 
Einkommen von mindeſtens 2400 NM ver⸗ 
bleibt. Hinweis auf 8 6 Abſatz 1 der Erſten EZ DB. Die 
Vorſchrift dient der Beſeitigung von Härten. Sie ſoll ver⸗ 
hindern, daß einem Steuerpflichtigen, deſſen Einkommen die 
Freigrenze von 2400 RM nur um einen kleinen Betrag 
überſteigt, nach Abzug des Kriegszuſchlags zur Einkommen⸗ 
ſteuer (nicht auch der Einkommenſteuer) weniger verbleibt, 
als wenn ſein Einkommen die Freigrenze nicht über⸗ 
ſchritten hätte. 

Die Vorſchrift im 8 6 Abſatz 1 der Erſten EZ DB iſt 
nur im Zuſammenhang mit der Vorſchrift im § 2 Abſatz 2 
KW über die Freigrenze zu verſtehen. Es iſt deshalb auch 
bei Anwendung der Vorſchrift im § 6 Abſatz 1 der Erſten 
Eg DB von dem tatſächlichen Einkommen und dem 
tatſächlich feſtzuſetzenden Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer auszugehen. Die Vorſchrift wird bei der Ver⸗ 
anlagung zum Kriegszuſchlag zur Einfommenftener für 
1939 nur in der Einkommenſtufe von 2250 bis 2550 RM 
praktiſch. 
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Beiſpiel: 

Das nicht abgerundete Einkommen eines Steuerpflichtigen 
der Steuergruppe III beträgt 2416 RM. Der Kriegszuſchlag 
zur Einkommenſteuer für 1939 würde nach der Tabelle 
24 RM betragen. Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 
für 1939 ift nur in Höhe von 16 RM feſtzuſetzen, damit dem 
Steuerpflichtigen ein Einkommen von 2 400 RM e verbleibt. 


c) Sinn gemäße Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften im 825 ESt DB 1939 


Wird ein Arbeitnehmer nur auf Grund des § 46 Ab⸗ 
fat 1 Ziffer 2 EStG veranlagt und überſteigen die Ein- 
künfte, von denen der Steuerabzug vom Arbeitslohn nicht 
vorzunehmen war, 2000 RM nicht, ſo darf der Steuerbetrag, 
der nach Anrechnung der Steuerabzugsbeträge noch zu er- 
heben iſt, die im §S 25 ESt” 1939 bezeichneten Hundert⸗ 
ſätze nicht überſteigen. Dieſe Vorſchrift iſt ſinngemäß 
auf den Kriegszuſchlag zur Einfommen- 
ſteuer für 1939 in der Weiſe anzuwenden, 
daß der Kriegszuſchlag zur Einfommen- 
fteuer die Hälfte der im $ 25 ESt DB 1939 
bezeichneten Hundertſätze nicht überſteigen 

ar f. Hinweis auf die Ausführungen von Regierungsrat 
Dr. Oermann in der DStz 1939 Nr. 44. 
Es iſt bei der ſinngemäßen Anwendung der Vorſchriften 
im § 25 EStDB 1939 von dem tatſächlich zu erhebenden 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer auszugehen. Die Vor— 
ſchrift wird deshalb bei der Veranlagung zum Kriegs- 
zuſchlag zur Einkommenſteuer für 1939 im allgemeinen nicht 
praktiſch werden. 


d) Höhe des Kriegszuſchlags zur Ein⸗ 
kommenſteuer bei beſchränkt Steuer- 
pflichtigen 

Die Vorſchriften über die Höhe des Kriegszuſchlags zur 

Einkommenſteuer bei unverkürztem und verkürztem Er- 

hebungszeitraum und über die Begrenzung auf 15 v. H. des 

Einkommens gelten auch für die Veranlagung der beſchränkt 

Steuerpflichtigen. Die Begrenzung auf 65 v. H. kann bei 

beſchränkt Steuerpflichtigen nicht praktiſch werden. 

Die Härtevorſchrift im § 6 Abſatz 1 der Erſten EZ DB 

findet auf beſchränkt Steuerpflichtige keine Anwendung, 

111 auch die Freigrenze für beſchränkt Steuerpflichtige nicht 

gilt. 

„Die Sondervorſchriften im § 50 EStG und im 83 der 
Dritten Ny DV können auch beim Kriegszuſchlag zur Ein- 
e der beſchränkt Steuerpflichtigen von Bedeu- 
ung ſein. 


7. Abſchlußzahlung 


Die Vorſchriften im § 47 EStG über die Abſchluß⸗ 
zahlung bei der Einkommenſteuer gelten für den Kriegs- 
zuſchlag zur Einkommenſteuer ſinngemäß. Es werden des⸗ 
halb auf den feſtgeſetzten Kriegszuſchlag zur Einkommen⸗ 
ſteuer angerechnet: 


a) die für den Veranlagungszeitraum entrichteten Voraus⸗ 
zahlungen auf den Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer, 

b) die durch Steuerabzug als Kriegszuſchlag zur Einfom- 
menſteuer einbehaltenen Beträge, ſoweit ſie auf die im 
Veranlagungszeitraum bezogenen Einkünfte entfallen. 


Vorauszahlungen auf den Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer für 1939 waren am 10. Oktober und 
10. Dezember 1939 in Höhe je eines Zwölftels der zuletzt 
veranlagten, um die angerechneten Steuerabzugsbeträge 
verminderten Einkommenſteuer zu entrichten. Hinweis auf 
3 3 Abſatz 3 der Erſten EZ DB. 

Steuerabzugsbeträge waren 88 4 und 5 der 
Erſten EZ DDB gemäß einzubehalten: 

a) vom laufenden Arbeitslohn für einen Lohnzahlungszeit⸗ 
raum, der im Kalenderjahr 1939 nad) dem 4. September 
1939 endet, 

b) von den ſonſtigen (insbeſondere einmaligen) Bezügen 
aus einem Dienſtverhältnis, die dem Steuerpflichtigen 


im Kalenderjahr 1939 nach dem 4. September 1939 zu⸗ 
gefloſſen ſind, ’ 

e) von Kapitalerträgen, die dem Steuerpflichtigen im 
Kalenderjahr 1939 nach dem 4. September 1939 zu⸗ 
gefloſſen ſind. 


Iſt der feſtgeſetzte Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 
größer als die Summe der Beträge, die als Voraus- 
zahlungen oder als Steuerabzugsbeträge anzurechnen ſind, 
fo ift der Unterſchiedsbetrag innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe des Steuerbeſcheids zu ent⸗ 
richten (Abſchlußzahlung). 


Beiſpiel: Kriegs. 
Einkommen- zuſchlad zur 
ſteuer Einkommen- 

ſreuer 
Feſtgeſetzte Steuerſchuld . 2400 RM 400 RM 

Einbeholten 

a) vom Arbeitslohn 1200 RM 200 RM 
b) vom Kapitalertrag 100 RM 80 RM 
Es bleiben nach Anrechnung. . q. 1 100 RM 170 RM. 


Darauf ſind bei der Einkommenſteuer die Einkommen⸗ 
ſteuervorauszahlungen vom 10. März, 10. Juni, 10. September 
und 10. Dezember 1939 und bei dem Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer die Vorauszahlungen auf den Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer vom 10. Oktober und 10. Dezember 1939 an⸗ 
zurechnen. 


Der Teil der Abſchlußzahlung, der den am 10. Oktober 
und 10. Dezember 1939 fällig gewordenen, aber nicht ent⸗ 
en Vorauszahlungen entſpricht, iſt ſofort zu ent⸗ 
richten. 

Iſt der feſtgeſetzte Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 
kleiner als die Summe der Beträge, die auf die feſt⸗ 
geſetzte Steuerſchuld anzurechnen ſind, ſo wird der Unter⸗ 
ſchiedsbetrag nach Bekanntgabe des Steuerbeſcheids durch 
Aufrechnung oder Zurückzahlung ausgeglichen. 

Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer iſt eine ſelb⸗ 
ſtändige Steuer. Es dürfen deshalb die teuer - 
abzugsbeträge, die als Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer einbehalten worden ſind, nur auf den 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer angerechnet werden. 

Der Einkommenſteuerbeſcheid für 1939 und der Be⸗ 
ſcheid über den Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer für 
1939 ſind aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung auf 
einem Vordruck zuſammengefaßt. Das erleichtert die Ver⸗ 
rechnung der bei einer der beiden Steuern überzahlten Vor⸗ 
auszahlungsbeträge auf die andere Steuer. Die Zuſammen⸗ 
faſſung der Beſcheide hat weiter zur Folge, daß die Ab⸗ 
ſchluß zahlungen auf die Einkommenſteuer 
und den Kriegszuſchlag zur Einkommen⸗ 
ſteuer am gleichen Tag fällig werden. 


8. Erſtattung einbehaltener Steuerabzugsbeträge 


Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer wird bei den 
Einkünften aus nichtſelbſtändiger Arbeit und bei den Ein⸗ 
fünften aus Kapitalvermögen, die dem Steuerabzug vom 
Kapitalertrag unterliegen, im Steuerabzugsverfahren er- 
hoben. Überſteigen die einbehaltenen Steuerabzugsbeträge 
den feſtgeſetzten Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer, ſo 
dürfen fie nicht erſtattet werden. Das Erſtattungs⸗ 
verbot im letzten Satz des 8 47 Abſatz 3 
E StG :ift ſinngemäß auf den Kriegs 
zuſchlag zur Einkommenſteuer anzu⸗ 
wenden. a , 

Die Verrechnung der einbehaltenen Steuerabzugs⸗ 
beträge, die den feſtgeſetzten Kriegszuſchlag zur Einkommen⸗ 
ſteuer überſteigen, auf andere Steuern, z. B. auf die Ein⸗ 
kommenſteuer, würde einer Erſtattung gleichkommen. Sie 
iſt deshalb nicht zuläſſig. 

Es gibt einzelne Fälle, in denen die ſinngemäße An⸗ 
wendung des Erſtattungsverbots auf den einbehaltenen 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer eine beſondere Härte 
bedeutet. Eine beſondere Härte liegt z. B. darin, daß un ⸗ 
beſchränkt Steuerpflichtige, deren Ein 
kommen die Freigrenze von 2400 RM nicht 
überſteigt, keinen Anſpruch auf Erſtattung des von 
ihren Kapitalerträgen einbehaltenen Kriegszuſchlags zur 


S. 152 / Deutsche Steuer-Zeitung und Wirtschaftlicher Beobachter / 29. Jahrg. / Nr. 18 / 30. März 1940 
— NVU l .. tt. . —. 


Einkommenſteuer haben, ſelbſt dann nicht, wenn ſie 
nur ſteuerabzugspflichtige Einkünfte aus 
Kapitalvermögen bezogen haben. Der Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen hat zur Beſeitigung dieſer Härte an⸗ 
geordnet, daß der einbehaltene Kriegszuſchlag 
zur Einkommenſteuer in dieſen Fällen aus 
Billigkeitsgründen regelmäßig zu er⸗ 
ſtatten iſt. Hinweis auf Abſchnitt 3 Abſatz 4 des N: 
Erlaſſes vom 9. Februar 1940, RStBI 1940 S. 283. Der 
Erlaß gilt 


a) für die Steuerpflichtigen, die in ſinngemäßer Anwendung 
des § 46 Abſatz 1 Ziffer 3 EStG zum Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer zu veranlagen ſind, weil ſie in 
die Steuergruppe I oder II fallen und kapitalertrag⸗ 
ſteuerpflichtige Einkünfte von mehr als 1000 RM be- 
zogen haben, 

b) für die Steuerpflichtigen, insbeſondere der Steuer; 
gruppen III oder IV, deren Veranlagung zum Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer in ſinngemäßer Anwen⸗ 
dung des 846 Abſatz 2 EStG unterbleibt. 


Härten können ſich auch durch die Einbehaltung 
des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer 
vom Arbeitslohn ergeben, insbeſondere wenn es ſich 
um einmalige Bezüge handelt, die den größten Teil des 
Jahresverdienſtes darſtellen, aber dem Steuerpflichtigen erſt 
nach dem 4. September 1939 zugefloſſen ſind. Die Vor⸗ 
ſchrift im § 2 der Erſten EZ DB, nach der für 1939 nur 
vier Zwölftel des Jahresbetrags des Kriegszuſchlags 
zur Einkommenſteuer zu erheben ſind, kann bei dieſen 
Steuerpflichtigen auch im Fall ihrer Veranlagunginfolge 
des Erſtakttungsverbots im 8 47 Abſatz 3 
EStG niht Platz greifen. Der Reichsminiſter der 
Finanzen hat ſich in ſolchen Fällen damit einverſtanden er⸗ 
klärt, daß der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer, ſoweit 
er die feſtgeſetzte Steuerſchuld überſteigt, aus Billigkeits⸗ 
gründen erſtattet wird, wenn in dem Verbot der Erſtat⸗ 
tung eine beſondere Härte liegen würde. 

Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer wird im 
Steuerabzugsverfahren auch von den Kapitalerträ⸗ 
gen einbehalten, die den Körperſchaften, Per⸗ 
ſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen 
zufließen, die nicht der Einkommenſteuer, ſondern der 
Körperſchaftſteuer unterliegen. Die Feſtſtellung, ob 
ein ſteuerabzugspflichtiger Kapitalertrag einer natürlichen 
Perſon oder einer Körperſchaft zufließt, iſt im Steuerabzugs⸗ 
verfahren dem Schuldner nicht möglich. Der Kriegszuſchlag 
zur Einkommenſteuer muß deshalb im Stenerabzugsver⸗ 
fahren in allen Fällen neben der Kapitalertragſteuer ein⸗ 
behalten werden. Er wird § 152 Abſatz 2 Ziffer 1 AO ge⸗ 
mäß erſtattet, wenn der Gläubiger des Kapitalertrags 
eine Körperſchaft, eine Perſonenvereinigung oder Ver⸗ 
mögensmaſſe iſt. Erſtattungsberechtigt iſt der 
Gläubiger der Kapitalerträge. Für die Erſtattung iſt 
das Finanzamt zuſtändig, das den Gläubiger zur Körper⸗ 
ſchaftſteuer veranlagt. Der Erſtattungsanſpruch wird von 
der Stelle des Finanzamts, die die Veranlagung des Gläu⸗ 
bigers zur Körperſchaftſteuer durchführt und dabei den ein⸗ 
behaltenen Steuerabzug vom Kapitalertrag auf die feſt⸗ 
geſetzte Körperſchaftſteuer anrechnet, feſtgeſtellt. Der zu er⸗ 
ſtattende Betrag wird zunächſt gegen die Steuerſchulden des 
Gläubigers aufgerechnet, im übrigen ausgezahlt. 


9. Die Vorauszahlungen auf den Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer für 1940 


Der Steuerpflichtige hat am 10. März, 10. Juni, 10. Sep⸗ 
tember und 10. Dezember 1940 Vorauszahlungen auf den 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer zu entrichten. Hinweis 
auf 8 3 Abſatz 1 Satz 1 der Erſten E33 DB. Dieſe Fälligkeits⸗ 
tage gelten auch für Land⸗ und Korftwirte Die 
Vorſchriften im $ 23 ESIDB 1939 über die abweichenden 
Vorauszahlungszeitpunkte bei Land⸗ und Forſtwirten gel- 
ten nicht für den Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer. 
Hinweis auf die Ausführungen von Regierungsrat Dr. Oer⸗ 
mann in der DStz 1939 Nr. 39, 


a) Vorauszahlungen vor der Bekanntgabe 
des Steuerbeſcheids über den Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer für 1939 


Die Vorauszahlungen auf den Kriegszuſchlag zur Ein- 
kommenſteuer für 1940 betragen bis zur Bekannt⸗ 
gabe des erſten Einkommenſteuerbeſcheids, in dem ein 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer feſtgeſetzt iſt, je ein 
Achtel der zuletzt veranlagten, um die an- 
gerechneten Steuerabzugsbeträge (847 Ab⸗ 
ſatz 1 Ziffer 2 EStG) verminderten Ein⸗ 
kommenſteuer. Hinweis auf 8 3 Abſatz 2 der Erſten 
EDB. Die zuletzt veranlagte Einkommenſteuer iſt in der 
Regel die Einkommenſteuer für 1938. 

Die Vorauszahlungen auf den Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer müſſen ſo lange auf die zuletzt veranlagte 
Einkommenſteuer abgeſtellt werden, als eine Ver⸗ 
anlagung zum Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer noch 
nicht ſtattgefunden hat. Die Vierteljahresraten ſind auf je 
ein Achtel der Einkommenſteuer bemeſſen worden, weil 
der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer grundſätzlich die 


Hälfte der Einkommenſteuer beträgt. 

Die Vorauszahlungen können dem Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer, der für 1940 im Veranlagungsverfahren 
feſtgeſetzt wird, annähernd nur entſprechen, wenn insbeſon⸗ 
dere 
a) das Einkommen 1940 dem Einkommen entſpricht, das der 

Bemeſſung der Vorauszahlungen zugrunde liegt, 
b) die Begrenzungsvorſchriften bei der Veranlagung für 

1940 nicht praktiſch werden, und 
c) die Steuerabzugsbeträge, die auf den Kriegszuſchlag zur 

Einkommenſteuer für 1940 anzurechnen find, den Steuer ⸗ 

abzugsbeträgen entſprechen, die bei der Bemeſſung der 
Vorauszahlungen nach der Einko mmenſteuer be⸗ 
rückſichtigt worden find, alſo die Hälfte dieſer Beträge 
ausmachen. 
Sind dieſe Vorausſetzungen nicht erfüllt, ſo wird das ein 
Anlaß ſein können, die Vorauszahlungen zu erhöhen 
oder herabzuſetzen. Hinweis auf die Ausführungen 
unter Buchſtabe c. 


b) Vorauszahlungen nach der Bekanntgabe 
des Steuerbeſcheids für den Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer für 1939 

Die Vorauszahlungen auf den Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer für 1940 betragen nach der Pe- 
kanntgabe des Steuerbeſcheids über den Kriegszuſchlag 
zur Einkommenſteuer für 1939 das Dreifache des um 
die angerechneten Steuerabzugsbeträge 
verminderten Kriegszuſchlags zur Ein⸗ 
kommenſteuer für 1939. 

Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer für 1939 wird 
nur in Höhe eines Drittels ſeines Jahresbetrags feſtgeſetzt. 
Die Vorauszahlungen für 1940, die ſich nach dem auf ein 
Drittel verminderten Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 
für 1939 bemeſſen, müſſen deshalb auf das Drei fache, 
die einzelne Vorauszahlungsrate auf drei Viertel 
des N zur Einkommenſteuer für 19389 erhöht 
werden. 


c) Erhöhung und Herabſetzung der Voraus- 
zahlungen 


Tie Vorſchriften über die Vorauszahlungen bei Eintritt 
in die Steuerpflicht im 8 36 EStG und die Vorſchriften 
über die Erhöhung und Herabſetzung von Vorauszahlungen 
im $ 37 EStG find auf den Kriegszuſchlag zur Einkommen⸗ 
ſteuer ſinngemäß anzuwenden. Hinweis auf 83 Abſatz 4 
der Erſten EZ DB. 

Zweifel können darüber beſtehen, ob bei der ſinngemäßen 
Anwendung der Vorſchriften im § 37 EStG die dort bezeich⸗ 
neten Mindeſtbeträge ohne weiteres auch für den Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer gelten oder ob dieſe Mindeſt⸗ 
beträge umzurechnen ſind. Es entſpricht dem Grundſatz der 
ſteuerlichen Gerechtigkeit, die Vorſchriften in der Weiſe auf 
den Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer anzuwenden, daß 
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die Hälfte der Mindeſtſätze maßgebend iſt. Das führt zu⸗ 
gleich dazu, daß die Erhöhung und Herabſetzung 
der Vorauszahlungen auf den Kriegszu⸗ 
ſchlag zur Einkommenſteuer in der Regel in 
den gleichen Fällen vorzunehmen iſt, in 
denen auch die Vorauszahlungen auf die 
Einkommenſteuer anderweitig feſtgeſetzt 
werden. Abweichungen von dieſer Regel können ſich ins⸗ 
beſondere durch die Begrenzungsvorſchriften im § 3 Abſatz 2 
KV ergeben. 

Ziel einer jeden Feſtſetzung von Vorauszahlungen iſt, 
die Vorauszahlungen ſo zu bemeſſen, daß ſie die um die 
Steuerabzugsbeträge verminderte Steuerſchuld decken. Dies 
Ziel gilt insbeſondere auch für die Erhöhung und Herab⸗ 
ſetzung der Vorauszahlungen auf den Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer. 


d) Abrundung und Mindeſtbetrag der Vor⸗ 
aus zahlungen 


Die Vorſchriften über die Abrundung und den Mindeſt⸗ 
betrag der Vorauszahlungen auf die Einkommenſteuer im 
§ 24 ESt DB 1939 gelten für die Vorauszahlungen auf den 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer entſprechend. Der 
Jahresbetrag der Vorauszahlungen iſt demgemäß auf den 
nächſten durch vier teilbaren Reichsmark⸗ 
betrag nachuntenabzurunden. Vorauszahlungen 
auf den Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer werden nur 
erhoben, wenn ſie vierteljährlich mindeſtens 
drei Reichsmark betragen. 


Die Besteuerung des Nutzungswerts 


— —— —üäüiͥ — 


10. Billigkeitsmaßnahmen 


Die Finanzämter können nach Maßgabe der ihnen über⸗ 
tragenen Befugniſſe den Kriegszuſchlag zur Einkommen⸗ 
ſteuer für 1989 ganz oder teilweiſe erlaſſen. Sie können 
auch die Erſtattung des Kriegszuſchlags zur Einkom⸗ 
menſteuer, insbeſondere des im Steuerabzugsverfahren ein⸗ 
behaltenen Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer verfügen. 
Vorausſetzung des Erlaſſes oder der Erſtattung iſt, daß die 
Erhebung nach Lage des einzelnen Falls unbillig 
wäre. Hinweis auf § 131 AO. 

Beſonderes Entgegenkommen iſt gegenüber 
den Perſonen geboten, deren ſteuerliche Leiſtungsfähigkeit 
durch die Kriegsverhältniſſe erheblich gelitten hat. 
Es kommen dafür insbeſondere die Inhaber ſtillgeleg⸗ 
ter Betriebe und die Rückgeführten, die ihren 
Wohnort oder ihre Arbeitſtätte infolge der Räumung be⸗ 
ſtimmter Gebietsteile im Weſten des Reichs verlaſſen haben, 
in Betracht. 


Beſonderes Entgegenkommen iſt auch geboten: 

a) wenn ein Soldat oder ein im gegenwärtigen Krieg 
Verwundeter beantragt, ihm den Kriegszuſchlag 
zur Einkommenſteuer zu erlaſſen, 

b) wenn die Ehefrau oder ein unverſorgtes Kind eines 
Kriegsgefangenen, eines Internierten oder eines im 
gegenwärtigen Krieg Gefallenen einen Antrag auf Erlaß 
des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer ſtellt. 


Hinweis auf den Rd§⸗Erlaß vom 8. Dezember 1939, RStBl 
1939 S. 1181. 


einer unentgeltlich überlassenen Wohnung 


Von Regierungsrat Dr. Scholz, Freiwaldau 


Inhalt: 


1. Beſtimmungen des Einkommenſteuergeſetzes 
über Zuwendungen, 
2. Sonderſtellung der Unterhaltsleiſtungen, 


1. Beſtimmungen des Einkommenſteuergeſetzes über Zu⸗ 
wendungen 


Die unentgeltliche Überlaſſung einer Wohnung iſt eine 
Zuwendung. Die ſteuerliche Behandlung von Zuwen⸗ 
dungen regeln die 88 12 Ziffer 2 und 22 Ziffer 1 Buchſtabe c 
Satz 2 EStG 1939. 

Freiwillige Zuwendungen und Zuwendungen an 
geſetzlich unterhalts berechtigte Perſonen, 
auch wenn dieſe Zuwendungen auf einer beſonderen 
Vereinbarung beruhen, dürfen weder bei den einzel⸗ 
nen Einkunftsarten noch vom Geſamtbetrag der Einkünfte 
abgezogen werden. Wird eine Zuwendung in Form von 
wiederkehrenden Bezügen freiwillig oder an eine geſetzlich 
unterhaltsberechtigte Perſon gewährt, ſo iſt ſie nicht dem 
Empfänger zuzurechnen, wenn der Geber unbe⸗ 
ſchränkt ſteuerpflichtig iſt. 

8 21 Abſatz 2 EStG weicht von dieſer allgemeinen Rege⸗ 
lung ab. Er ordnet an: 


„Zu den Einkünften aus Vermietung und Verpach⸗ 
tung gehört auch der Nutzungswert einer dem 
Steuerpflichtigen ganz oder teilweiſe unentgeltlich über⸗ 
laſſenen Wohnung einſchließlich der zugehörigen ſonſtigen 
Räume und Gärten.“ 


Dieſe Beſtimmung hat als Sonderbeſtimmung den 
Vorzug vor der oben behandelten allgemeinen Rege⸗ 
lung der Beſteuerung von Zuwendungen. Der Nutzungs- 
wert der Wohnung ſtellt Einkünfte derjenigen 
Perſon dar, die die Wohnung benntzt, nicht etwa oder 
auch derjenigen Perſon, die die Wohnung überläßt 
(ESt für 1939 Abſchnitt 64). 


8. Begründung der Vorrangſtellung der Unterhaltsleiſtungen, 


4. Umfang der Unterhaltspflicht, 


5. Erweiterter Kreis der Unterhaltsberechtigten. 


Beiſpiel: 

Der Hauseigentümer überläßt ſeinem Freund eine Woh⸗ 
nung oder eine Villa, deren Mietwert 3600 RM beträgt, 
a) böllig unentgeltlich, 

b) für den Mietzins von 1200 RM. 

Der Nutzungswert von 3 600 RM im Fall a und der 
Unterſchied zwiſchen dem Mietwert und dem geleiſteten Ent⸗ 
gelt von 2 400 RM im Fall b find Einnahmen aus Vermietung 
und Verpachtung des Freundes des Hauseigentümers. Zu 
den Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung des 
Hauseigentümers gehört nur der tatſächliche 
Mietzins von 1200 RM eim Fall b. 


2. Sonderſtellung der Unterhaltsleiſtungen 


Eine Ausnahmeſtellung nehmen jedoch die Unter⸗ 
haltsleiſtungen ein. Im Abſchnitt 64 der Einkom⸗ 
menſteuer⸗Richtlinien für 1939 heißt es: 


„Es gehen jedoch die geſetzlichen Beſtimmungen des 
Einkommenſteuerrechts über Unterhaltsleiſtungen den 
Beſtimmungen des $ 21 Abſatz 2 EStG vor. Der Unter- 
haltsverpflichtete kann den Nutzungswert der Wohnung 
§ 12 Ziffer 2 EStG gemäß nicht abziehen. Der Unter⸗ 
haltsempfänger braucht ihn § 22 Ziffer 1 Buchſtabe o 
Satz 2 EStG gemäß nicht zu verſteuern, wenn der Geber 
unbeſchränkt ſteuerpflichtig iſt.“ 

Beiſpiel: 
Der Hauseigentümer überläßt ſeinem verheirateten 
Sohn eine Wohnung oder Villa, deren Mietwert 3600 RW 
beträgt, 
2) völlig unentgeltlich, 
b) für einen Mietzins von 1200 RM. 
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Der Nutzungswert von 3 600 RM (im Fall b der Miet- 
zins von 1200 RM und der anteilige Nutzungswert von 
2400 RM) gehören in beiden Fällen zu den Einnahmen 
des Hauseigentümers aus Vermietung und 
Verpachtung. Der Sohn hat den Nutzungswert nicht 
zu berſteuern. 


3. Begründung der Vorrangſtellung der Unterhaltsleiſtungen 


Die Einkommenſteuer-Richtlinien für 1939 begründen 
den Vorrang der Beſtimmungen über Unterhaltsleiſtungen 
vor $ 21 Abſatz 2 EStc durch den Hinweis auf die NFHS- 
Urteile vom 8. September 1938, RStBl 1939 S. 4, und vom 
9. März 1939, RStBI 1939 ©. 758. 

Die Rechtſprechung des Rc in dieſer Frage iſt nicht 
einheitlich. In dem Urteil vom 19. November 1936 VIA 
80/36 hat der RF unter ausdrücklicher Berufung auf feine 
Ausführungen in den früheren Entſcheidungen in dieſer An⸗ 
gelegenheit noch die gegenteilige Anſicht vertreten. Nach 
dieſer Entſcheidung hatte der Hauseigentümer, der Räume 
ſeines Hauſes zu ſelbſtändiger Benutzung an eine unterhalts⸗ 
berechtigte Perſon unentgeltlich überläßt, inſoweit keine 
Einkünfte aus Vermietung. 

In den beiden bezeichneten Urteilen, auf die die Ein⸗ 
kommenſteuer-Richtlinien für 1939 hinweiſen, hebt der er- 
kennende Senat ausdrücklich hervor, daß er den Ausführun— 
gen des oben angeführten Urteils vom 19. November 1936 
nicht beitritt! 

„Er iſt bielmehr der Auffaſſung, daß die geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen des Einkommenſteuerrechts über Unterhalts⸗ 
leiſtungen der Beſtimmung im $21 Abſatz 2 EStG vorgehen, 
und daß deshalb bei unbeſchränkter Steuerpflicht des Gebers 
die wiederkehrende Zuwendung der Wohnung an eine unter» 
haltsberechtigte Perſon nach § 22 Ziffer 1 Buchſtabe e Satz 2 
ESt nicht als Einkünfte dieſer Perſon, ſondern als Einkünfte 
des Gebers zu verſteuern ſind.“ 

„Das rechtfertigt ſich auch aus dem Gedanken, daß ein 
Unterhaltsverpflichteter, der dem Unterhaltsberechtigten eine 
Wohnung im eigenen Haus zur Verfügung ſtellen kann, nicht 

ünſtiger daſtehen darf als derjenige, der ohne eigenes Haus 

für den Unterhaltsberechtigten Miekzins aufwenden muß, den 
er nicht abziehen kann.“ 


Die R§H⸗Urteile vom 19. April 1939 IV 28/39 und vom 
13. Juli 1939 IV 125/39 halten an der eben angeführten 
Rechtsauffaſſung feſt. Im Urteil vom 19. April 1939 wird 
noch ausgeführt: 

„In der Zuwendung an eine geſetzlich unterhalts⸗ 
berechtigte Perſon liegt eine Nutzung der Wohnung durch 
den unterhaltsgewährenden Hauseigen⸗ 
tümer vor. Damit iſt der Nutzungswert der Wohnung im 
eigenen Haus dem Hauseigentümer, der über die Wohnung in 
feinen Sinn verfügt hat, als Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung zugefloſſen.“ 

Es liegt in ſolchen Fällen ſteuerlich eine Verwendung 
eigenen Einkommens zwecks Erfüllung einer dem Steuer⸗ 
pflichtigen obliegenden geſetzlichen Unterhaltspflicht vor. 

Der Einkommenſteuer⸗Kommentar von Blümich (3. Auf⸗ 
lage 1938) erblickt den Grund für die Nichtzurechnung des 
Nutzungswertes dem tatſächlich Unterhaltsberechtigten (der 
außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu unterhalten) darin, daß es ſich 
eigentlich nicht um eine unentgeltliche üÜberlaſſung 
handelt. Er ſtellt dem Anſpruch des Wohnungsinhabers auf 
Mietwert den Anſpruch des Angehörigen auf 
Unterhalt gegenüber. 

Dieſe Auffaſſung wird vom Rich nicht geteilt. In den 
Ausführungen zu dem Urteil vom 8. September 1939, RStBl 
1939 S. 4 heißt es: 

„Allerdings wird auch die Gewährung geſetzlichen Unter⸗ 
halts unabhängig davon, ob ſie erzwingbar iſt oder nicht, als 
Leiſtung ohne Gegenleiſtung, alſo als unentgeltliche Leiſtung 
aufzufaſſen ſein.“ 


4. Umfang der Unterhaltspflicht 

Unterhaltspflicht beſteht nach dem bürgerlichen Recht 
zwiſchen Verwandten in gerader Linie, zwiſchen den Ehe⸗ 
gatten und zwiſchen dem unehelichen Kind und dem Vater 
(88 1601, 1360 und 1708 BGB). § 1602 BGB gemäß iſt 
jedoch nur unterhaltsberechtigt, wer außerſtande iſt, 
ſich ſelbſt zu unterhalten. 
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Die Rechtſprechung des RF unterſtellt bei Verein⸗ 
barungen zwiſchen Unterhaltsberechtigten und Unterhalts⸗ 
verpflichteten, daß die Vereinbarung über den Unterhalt nur 
den geſetzlichen Unterhalt regeln will. (Typiſche Betrachtung 
wirtſchaftlicher Vorgänge.) 

In dem Urteil des RF vom 6. November 1935 VIA 
565/35 heißt es: 

„Nach der Rechtſprechung des NFH liegt Erfüllung geſetz⸗ 
licher Unterhaltspflicht ſtets vor, wenn der, der den Unterhalt 
gewährt, zu dem Empfänger des Unterhalts in einem ver⸗ 
wandtſchaftlichen Verhältnis ſteht, das nach bürgerlichem Recht 
eine Verpflichtung zum Unterhalt begründet. Es kommt ein⸗ 
kommenſteuerxechtlich nicht darauf an, ob die übrigen Voraus⸗ 
ſetzungen, unter denen nach bürgerlichem Recht Unterhalt zu 
gewähren iſt, vorliegen, insbeſondere nicht darauf, ob der Emp⸗ 
fänger bedürftig iſt, oder ob ein anderer den Unterhalt ge⸗ 
wären müßte.“ 

In der Begründung des Urteils vom 6. Mai 1936 VIA 
518/35 wird ausgeführt, daß nach der ſtändigen Recht⸗ 
ſprechung des Senats die Leiſtungen eines objektiv Unter⸗ 
haltsverpflichteten gegenüber einem Unterhaltsberechtigten 
grundſätzlich als Aufwendungen zur Erfüllung einer geſetz⸗ 
lichen Unterhaltspflicht anzuſehen ſind, ohne Rückſicht 
darauf, ob im Einzelfall die Höhe der Zuwendung über das 
Maß der hürgerlich rechtlichen Leiſtungspflicht hinausgeht. 

Zuwendungen an geſetzlich unterhaltsberechtigte Per⸗ 
ſonen liegen im Sinn des § 12 Ziffer 2 EStG auch dann 
vor, wenn die Zuwendungen über den Rahmen deſſen hin— 
ausgehen, was der Empfänger nach bürgerlichem Recht zu 
beanſpruchen hat. (Urteil des Rc vom 26. Auguſt 1936 
VIA 652/86.) 

Es erübrigt ſich deshalb für die Finanzbehörden zu über⸗ 
prüfen, ob oder inwieweit Zuwendungen an unterhalts⸗ 
berechtigte Perſonen z. B. die unentgeltliche Überlaſſung 
einer Wohnung über die geſetzliche Verpflichtung hinaus⸗ 
gehen. 

5. Erweiterter Kreis der Unterhaltsberechtigten 

Ehegatten, die unbeſchränkt ſteuerpflichtig ſind und nicht 
dauernd getrennt leben, werden zuſammen veran- 
lagt. Sie gelten ſteuerlich gewiſſermaßen als ein Ein- 
heit. Eine Belaſtung des einen Ehegatten trifft ſteuerlich 
in der gleichen Weiſe den anderen. Zuwendungen an die 
Schwiegereltern wirken ſich, ſolange der Zuwendende mit 
dem Kind der Schwiegereltern zuſammen veranlagt wird, 
ſteuerlich gleich aus wie Zuwendungen an die leiblichen 
Eltern des Steuerpflichtigen. Das gleiche gilt von Zuwen⸗ 
dungen der Schwiegereltern an den Ehemann der Tochter, 
wenn Haushaltsbeſteuerung der Eheleute vorliegt. 

„Nach der Spruchpraxis des Rcch wird immer auf eine 
Leiſtung an eine geſetzlich unterhaltsberechtigte Perſon ge- 
ſchloſſen, wenn von zuſammen veranlagten Ehegatten an 
eine Perſon ein Unterhalt gewährt wird, die gegenüber 
einem der Ehegatten geſetzlich unterhaltsberechtigt iſt. Solche 
Zuwendungen dürfen $ 12 Ziffer 2 ESt® gemäß vom ſteuer⸗ 
pflichtigen Einkommen des Zuwendenden nicht abgezogen 
werden, Hinweis auf die Urteile des Rich vom 25. Auguſt 
1937 VI A 446/37, vom 9. September 1937 IV A 45/37 und 
vom 9. März 1939, RStBl S. 758. 

Ob z. B. Bedürftigkeit des Unterhaltsberechtigten vor— 
liegt, ob die tatſächlich gewährten Leiſtungen angemeſſen ſind 
und bürgerlich-rechtlich erzwungen werden können, iſt ſteuer⸗ 
lich belanglos und braucht von den Finanzämtern nicht nach⸗ 
geprüft zu werden. Hinweis auf die Ausführungen zu Ib» 
ſchnitt 4. 

Beiſpiel: 

Der Hauseigentümer überläßt eine Wohnung oder Villa, 
deren Mietwert 3600 RM beträgt, feinem wohlhabenden 
Schwiegerſohn 
a) völlig unentgeltlich, 

b) für einen Mietzins von 1200 RM. 

Der Nutzungswert von 3 600 RM (im Fall b der Mietzins 
von 1 200 RM und der anteilige Nutzungswert von 2 400 RM) 
gehört in beiden Fällen zu den Einnahmen aus Vermietung 
und Verpachtung des Hauseigentümers, die von ſeinem 
ſteuerpflichtigen Einkommen nicht abgezogen werden können. 
Beim Schwiegerſohn iſt nichts anzuſetzen. 


Zum Steuergutſcheinverfahren 


1. Wegfall des Rechts zur Bezahlung von Leiſtungen in Steuer⸗ 
gutſcheinen 


§ 1 der Dritten NF DW gemäß werden Steuergutſcheine I 
und II ab 1. November 1939 nicht mehr ausgegeben. Das Recht 
der gewerblichen Unternehmer, Lieferungen und ſonſtige Leiſtun⸗ 
gen anteilig in Steuergutſcheinen zu bezahlen, blieb jedoch zu⸗ 
nächſt beſtehen (Hinweis auf § 2 Abſatz 2 der Dritten N DV). 
Es handelte ſich dabei um eine übergangs maßnahme, 
die im Hinblick auf die Kurspflege der Steuergutſcheine und die 
Intereſſen derjenigen gewerblichen Unternehmer geboten erſchien, 
denen Steuergutſcheine, die ſie ihrerſeits noch nicht zu Zahlungen 
verwenden konnten, an Zahlungs Statt zugefloſſen waren. 


Die Kurſe der Steuergutſcheine find inzwiſchen erheblich 
geſtiegen. Der Rdß hat daher in der Vierten NF D 
vom 20, März 1940 — Rl I S. 518 — das Recht der 
gewerblichen Unternehmer, bis zu 40 vom Hundert 
des Rechnungsbetrags in Steuergutſcheinen zu bezahlen, für 
Zahlungen aufgehoben, die ab 1. April 1940 ge⸗ 
leiſtet werden. 

Eine Zahlung iſt als geleiſtet anzuſehen, wenn die Zah⸗ 
lungsverpflichtung erfüllt iſt (Hinweis auf Ziffer 3 der Eil- 
dienſt⸗Nachrichten, DStZ 1939 Nr. 49). Ein Schuldner, der eine 
Zahlungsverpflichtung nach dem 31. März 1940 erfüllt, kann 
deshalb von ſeinem Gläubiger die Annahme von Steuergutſcheinen 
nicht mehr verlangen. 


2. Entgelte für die übertragung von Anteilen an Perſonengeſell⸗ 
ſchaften ſind nicht ſteuergutſcheinfähig 


Anteile an Perſonengeſellſchaften, einſchließlich der 
Kommanditbeteiligungen, ſind „Anteile an Ge⸗ 
ſellſchaften“ im Sinn des $ 11 der NF DV. Entgelte, die 
für die Übertragung von Anteilen an Perſonengeſellſchaften ge⸗ 
währt werden, ſind infolgedeſſen nicht ſteuergutſcheinfähig. 


Das gilt nicht für die Übertragung eines Gewerbe⸗ 
betriebs im ganzen (Hinweis auf Ziffer 5 der Eildienſt⸗ 
Nachrichten, DSt3 1939 Nr. 88) und für Abfindungen, die 
unabhängig von dem Entgelt für die Geſellſchaftsanteile von der 
Perſonengeſellſchaft an ausſcheidende Geſellſchafter ge⸗ 
zahlt werden. 


3. Steuerkurswert von Steuergutſcheinen II, einlösbar ab Okto⸗ 
ber 1942 und November 1942 


Für Steuergutſcheine II, die ab Oktober 1942 und No⸗ 
vember 1942 einlösbar find, find für die Hauptfeſtſtellung 
der Einheitswerte und die Hauptberanlagung zur Vermögenſteuer 
fest dem Stand vom 1. Januar 1940 Steuerkurſe nicht 
feſtgeſetzt worden. Am 30. Auguſt 1939, dem für die Kursfeſt⸗ 
ſetzung maßgebenden Stichtag, waren Wertpapiere dieſer Art noch 
nicht ausgegeben. Infolgedeſſen wären dieſe Steuergutſcheine 
mit dem inländiſchen amtlichen Kurswert vom 31. Dezember 1939 
zu bewerten. Der Rd hat ſich jedoch damit einverſtanden erklärt, 
daß die bezeichneten Steuergutſcheine mit einem Kurs von 
94 v. H. bewertet werden. Dieſer Kurs entſpricht dem Steuer⸗ 
kurs, der für Steuergutſcheine II, die ab September 1942 einlös⸗ 
bar ſind, feſtgeſetzt iſt. 


4. Bewertungsfreiheit bei Umwandlungen 


888 Abſatz 4 NZ gemäß erhöht ſich der Hundertſatz, der für 

die Bewertungsfreiheit maßgebend iſt, wenn Steuergutſcheine I 
überdie Beſitzzeit hinaus, die für das erſte Geſchäfts⸗ 
lahr vorgeſchrieben iſt, mindeſtens weitere zwölf Monate durch⸗ 
gehalten werden. 
„Durch die Umwandlung einer Kapitalgeſellſchaft in eine 
Perſonengeſellſchaft oder einer Perſonengeſellſchaft in eine Kapi⸗ 
talgeſellſchaft bleiben die Vorteile des Dauerbeſitzes 
gewahrt, wenn die Geſellſchafter der neuen Geſell⸗ 
ſchaft die gleichen ſind wie bei der umgewandelten Ge⸗ 
ſellſchaft. Bus. 


ergänzung der firlegswirtſchaftsverordnung 
1. Kriegsbeitrag der Gemeinden 


Die Höhe des Kriegsbeitrags der Gemeinden 
des Altreichs bemißt ſich § 14 Abſ. 1 der Kriegswirtſchaftsberord⸗ 
nung bom 4. September 1939 gemäß (RGB Bl 1 S. 1009) nach feſten 
Hundertſätzen der Steuermeßbeträge der Realſteuern und der 
Bürgerſteuer. Die Entwicklung hat gezeigt, daß es bei einer 
längeren Dauer des Krieges nicht möglich iſt, den Kriegsbeitrag 
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audauernd in der urſprünglich feſtgeſetzten Höhe zu erheben und 
in dem urſprünglich feſtgeſetzten Verhältnis auf die Meßbeträge 
der berſchiedenen Steuerarten zu verteilen. Um die notwendigen 
Anderungen durchführen zu können, iſt die Verordnung zur 
Ergänzung der Kriegswirtſchaftsverordnung 
vom 29. Februar 1940 ergangen (RGBl 1 S. 454). Sie ermächtigt 
im § 1 die zuſtändigen Miniſter, den Kriegsbeitrag der Gemeinden 
abweichend von § 14 Abſ. 1 der Kriegswirtſchaftsberordnung feſt⸗ 
zuſetzen. — Von dieſer Ermächtigung iſt inzwiſchen Gebrauch ge⸗ 
macht worden. In dem (nicht veröffentlichten) Erlaß vom 30. Ja⸗ 
nuar 1940 haben die beteiligten Miniſter den bon den Gemeinden 
des Altreichs zu leiſtenden monatlichen Kriegsbeitrag um 1,5 v. H. 
der Steuermeßbeträge der Grundſteuer von den land⸗ und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieben (alſo von monatlich 2,5 v. H. auf monat⸗ 
lich 1 v. H.) mit Wirkung ab 1. Januar 1940 herabgeſetzt. Bei 
366,7 Millionen Steuermeßbeträgen der Grundſteuer A beträgt 
die Ermäßigung jährlich 66 Millionen RM. 


2. Lockerung des Erhöhungsverbots für die Realſteuern und die 
Bürgerſteuer 


§ 14 Abſ. 3 der Kriegswirtſchaftsverordnung gemäß dürfen 
die Gemeinden die für das Rechnungsjahr 1939 feſtgeſetzten 
Hebeſätze für die Realſteuern und für die Bürgerſteuer 
nicht erhöhen. Dieſes ſtarre Erhöhungsverbot, dem der 
Gedanke zugrunde lag, daß die Gemeinden den Kriegsbeitrag vor⸗ 
zugsweiſe durch Einſparungen aufbringen und nicht auf die 
Steuerpflichtigen abwälgen ſollen, hat zu Schwierigkeiten geführt. 
Da dieſe Vorſchrift keinerlei Ausnahmen vorſah und auch für 
ſolche Hebeſätze galt, die weit unter dem Reichs⸗ und Landes⸗ 
durchſchnitt liegen, hinderte ſie auch Gemeinden mit weit unter⸗ 
durchſchnittlicher Steueranſpannung, ihre Hebeſätze auf eine an⸗ 
gemeſſene Höhe zu bringen. Dies hat es in einer beträchtlichen 
Anzahl von Fällen, insbeſondere kleineren Gemeinden, unmög⸗ 
lich gemacht, den Kriegsbeitrag aufzubringen, der — auf das 
Jahr umgerechnet — nach einem Vomhundertſatz der Meßbeträge 
zu leiſten iſt, der vielfach den durch die Gemeinde von dieſen Meß⸗ 
beträgen erhobenen Hebeſatz überſtieg (Beiſpiel: Kriegsbeitrag 
von dem Gewerbeſteuermeßbetrag auf das Jahr 12 N 75 
90 v. H., Hebeſatz der Gemeinde aber nur 75 b. H.). Um dieſen 
Unbilligkeiten abzuhelfen, ermächtigt § 2 der Ergänzungsverord⸗ 
nung bom 29. Februar 1940 die beteiligten Miniſter, Aus⸗ 
nahmen bon dem Erhöhungsverbot zuzulaſſen und 
die Befugnis hierzu auch auf nachgeordnete Dienſtſtellen zu über⸗ 
tragen. — Die für die Zulaſſung der Ausnahmen zu erlaſſenden 
Richtlinien, die auch Beſtimmungen über das Maß und die Grenze 
der zuläſſigen Erhöhung enthalten werden, ſtehen noch 2 

0. 


Abjegungen für Abnutzung bei Aonjunkturfchwankungen 


57 Abſatz 1 EStG gemäß bemißt ſich die Abſetzung für Abs 
nutzung nach der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer des 
Wirtſchaftsguts. Dieſe Nutzungsdauer läßt ſich naturgemäß von 
vornherein nicht genau feſtlegen. Nach den Erfahrungen mit Wirt⸗ 
ſchaftsgütern gleicher oder ähnlicher Art wird man daher dieſe 
vorausſichtliche Nutzungsdauer ſchätzen müſſen. Beträgt 
die Nutzungsdauer eines Wirtſchaftsguts zehn Jahre, fo müſſen 
in jedem Jahr 10 v. H. der Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten 
abgeſetzt werden. Dies gilt auch für diejenigen Geſchäftsjahre, die 
mit einem Verluſt abſchließen. Sit in dieſen Fällen eine Ab⸗ 
ſetzung für Abnutzung unterblieben, etwa mit der Begründung 
eines höheren gemeinen Wertes, fo muß für die ſteuerliche Ge⸗ 
winnermittlung (Steuerbilanz) trotzdem die Abſetzung für Ab⸗ 
nutzung vorgenommen werden (RStBBl 1936 S. 989). 


Die Nachholung unterlaſſener Abſetzungen für 
Abnutzung in einem ſpäteren Jahr iſt nach ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung des Rc unzuläſſig. Hinweis auf RStBl 1986 S. 1011. 

Die Nutzungsdauer eines Wirtſchaftsguts iſt zu einem weſent⸗ 
lichen Teil davon abhängig, in welchem Grad der Betrieb be⸗ 
ſchäftigt iſt. Hat man die Nutzungsdauer 3. B. einer Werk⸗ 
zeugmaſchine bei ihrer Anſchaffung unter Berüdjichtigung einer 
Schicht (acht Stunden) auf zehn Jahre geſchätzt und muß infolge 
beſonderer Umſtände dieſer Betrieb eine zweite oder ſogar eine 
dritte Schicht einſetzen, ſo wird dieſe Maßnahme — ſoweit ſie 
nicht vorübergehend iſt — zur Folge haben, daß dieſe Wirt⸗ 
ſchaftsgüter ſchneller berſchleißen, d. h. daß die Nutzungsdauer 
verkürzt wird. In Reinhardt⸗Gebhardt, Handbuch der ſteuerlichen 
Betriebsprüfung, Band 2 S. 155, iſt es als vertretbar bezeichnet 
worden, wenn in derartigen Fällen ſtatt eines Abſchreibungsſatzes 
von beiſpielsweiſe 10 v. H. ein ſolcher von 18 bis 14 v. H. ange⸗ 
nommen wird. Oar. 
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FKurzlebige Wirtjchaftsgüter in der Land- und Forftwirtichaft 


In der Land⸗ und Forſtwirtſchaft kann die Bewertungsfreiheit 
für kurzlebige Wirtſchaftsgüter in erweitertem Umfang in 
Anſpruch genommen werden. Sie beſteht für die im Abſchnitt 13 
Abſatz 3 der EStR für 1939 bezeichneten Wirtſchaftsgüter, wenn 
fie ab dem Wirtſchaftsjahr 1937/38 angeſchafft oder hergeſtellt 
worden ſind. Hinweis auf den Aufſatz von Regierungsrat 
Dr. Steinweg in der DStg 1940 Nr. 9. 5 1 

Es ſind Zweifel darüber entſtanden, ob die erweiterte Be⸗ 
wertungsfreiheit auch für die beim Ankauf eines land⸗ und 
forſtwirtſchaftlichen Betriebs, bei der Übernahme des Inventars 
durch einen Pächter uſw. erworbenen Wirtſchafts⸗ 
güter beſteht. Der Reichsminiſter der Finanzen hat die Frage 
nach dem Sinn und Zweck der erweiterten Bewertungsfreiheit in 
der Land⸗ und Forſtwirtſchaft verneint. 

Die erweiterte Bewertungsfreiheit in der Land⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft hat den Zweck, die Anſchaffung von Wirtſchaftsgütern 
zu fördern, die geeignet ſind, die Erzeugung zu ſteigern und die 
fehlenden Arbeitskräfte durch Maſchinen zu erſetzen. Sie be⸗ 
günſtigt deshalb nur die zuſätzliche Anſchaffung von Wirtſchafts⸗ 
gütern. Für Wirtſchaftsgüter, die der Land⸗ und Forſtwirt ſchon 
vor dem Wirtſchaftsjahr 1937/88 angeſchafft oder hergeſtellt hat 
(Altanlagen), kann die erweiterte Bewertungsfreiheit nicht in An⸗ 
ſpruch genommen werden. Auch der Erwerber eines land⸗ und 
forſtwirtſchaftlichen Betriebs und der Pächter, der das Inventar 
übernimmt, tun inſoweit nichts Zufätzliches für die Techni⸗ 
ſierung des Betriebs. Sie können deshalb die Bewertungsfreiheit 
nicht in Anſpruch nehmen. X e 

Die erweiterte Bewertungsfreiheit ſetzt anderſeits nicht 
voraus, daß fabrikneue Wirtſchaftsgüter angeſchafft werden. 
Auch der Erwerb gebrauchter Wirtſchaftsgüter, z. B. einer ge⸗ 
brauchten Dreſchmaſchine, iſt begünſtigt, weil der Land⸗ und Forſt⸗ 
wirt in dieſem Fall zuſätzliche Wirtſchaftsgüter be 

g. 
Polniſche Steuern in den eingegliederten Oſtgebieten 


Das bisher in den eingegliederten Oſtgebieten 
geltende Recht bleibt § 7 des Erlaſſes des Führers und Reichs⸗ 
kanzlers über N und Verwaltung der Oſtgebiete vom 
8. Oktober 1939 (RGBI I S. 2042, RStBl S. 1045) gemäß 
bis auf weiteres in Kraft, ſoweit es nicht der Eingliederung 
in das Deutſche Reich widerſpricht. 88 des Erlaſſes gemäß kann 
der Reichsminiſter des Innern im Einvernehmen mit dem zu⸗ 
ſtändigen Reichsminiſter Reichsrecht und Preußiſches 
Landesrecht durch Verordnung einführen. 

Das ift auf dem Gebiet des Abgabenrechts bisher durch 
fünf Verordnungen geſchehen. Soweit die bisherigen 
Vorſchriften dem eingeführten Recht widerſprechen 
oder durch das eingeführte Recht erſetzt werden, ſind ſie 
außer Kraft getreten. . i i 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat im Einvernehmen mit 
dem Reichsminiſter des Innern durch Erlaß vom 16. März 1940 
feſtgeſtellt, welche einzelnen polniſchen Steuern, Ab⸗ 
gaben und Monopole durch die Einführungsberordönungen 
aufgehoben worden find. 


Es ſind außer Kraft getreten: 


1. der Erſten Verordnung zur Gin führung ſteuer⸗ 
rechtlicher Vorſchriften in den eingeglie⸗ 
derten Oſtgebieten vom 18. November 1939 (RGBl T 
S. 2258, NEID S. 1125) gemäß 5 
die Umſatzſteuer, die Bierſteuer, die Wein- 
ſteuer, die Fettſteuer, die Kohlenſäureſteuer, 
die Schlachtſteuer, die uckerſteuer, die Stärke⸗ 
zuckerſteuer, die Spielkartenſteuer, die Mine⸗ 
ralölſteuer, die Abgabe auf elektriſche 
Birnen, das Tabak⸗ und das Salzmonopol mit 
Ablauf des 19. November 1939, 


2. der Verordnung zur Einführung des Geſetzes 
über das Branntweinmonopol in den einge⸗ 
gliederten Oſtgebieten vom 18. November 1939 
(RGBl 1 S. 2259, R3 Bl S. 878) gemäß 

das Spiritusmonopol, die Akziſenpatent⸗ 
gebühren, die Hefeſteuer und die Gſſigſäure⸗ 
ſteuer mit Ablauf des 19. November 1939, 

3. der Zweiten Verordnung zur Einführung 
ſteuer rechtlicher Vorſchriften in den einge⸗ 
gliederten Oſtgebieten vom 7. Januar 1940 (RGBI J 
S. 49, RStBl S. 38, NZEI S. 24) gemäß 

alle Stempelabgaben (Steuern vom Vermögens⸗ 
verkehr) mit Ausnahme der Stempelabgabe für Immo⸗ 
bilienübertragungen, die Steuer von proteſtierten 
Wechſeln, die Steuern nach dem Geſetz über den ſtaat⸗ 
lichen Wegefonds, insbeſondere die Kraftfahr⸗ 


— — —— 


zeugſteuer, die Betriebſtoffſteuer, die Steuer 
auf Pferdegeſpanne und die Reklameſteuer 
mit Ablauf des 31. Dezember 1939, 

4. der Dritten Verordnung zur Einführung 
ſteuerrechtlicher Vorſchriften in den einge⸗ 
gliederten Oſtgebieten vom 10. Januar 1940 (RGB 1 
S. 211, NEE S. 183) gemäß 

die Einkommenſteuer, die Kapital⸗ und 
Rentenſteuer, die Sonderſteuer auf öffent⸗ 
liche Beſoldungen und die Tantiemeabgabe 
zugunſten des ſtaatlichen Arbeitsfonds mit Ablauf des 
31. Januar 1940, 

5. der Vierten Verordnung zur Einführung 
ſteuerrechtlicher Vorſchriften in den einge⸗ 
gliederten Oſtgebieten vom 24. Februar 1940 (RG BI 1 
S. 418, NEID S. 289) gemäß 

die Grubenſteuer mit Ablauf des 31. Januar 1940. 


Es treten weiter auf Grund dieſer Verordnung mit Ablauf 
des 31. März 1940 außer Kraft die Beſtimmungen über die 
Gewerbepatentgebühren (Regiſtergebühren), die 
Hotelſteuer und die Steuer von Plakaten, 
Schildern und Anzeigen. 

Die Reichsſteuern, die an die Stelle der aufgehobenen 
polniſchen Steuern getreten ſind, fließen dem Reich zu. Die 
Gemeinden und Gemeindeverbände erhalten davon 
keine Anteile. Noch eingehende Rückſtände an polniſchen 
Steuern, die durch Reichsſteuern erſetzt worden ſind, fließen 
ebenfalls in vollem Umfang dem Reich zu. 

Die Gemeinden waren nach polniſchem Recht an 
den Einnahmen der meiſten Staatsſteuern beteiligt. Durch 
die Einführung von Reichs ſteuerrecht haben die Gemeinden 
Einnahmen verloren. Es war erforderlich, ihnen andere 
Einnahmen dafür zuzuweiſen. Es ſind den Gemeinden ins⸗ 
beſondere die Steuern, die den deutſchen Gemeinde⸗ 
ſteuern entſprechen oder ähnlich ſind, überlaſſen worden. Die 
Beſtimmungen darüber find auf Grund des § 10 des Erlaſſes des 
Führers und Reichskanzlers über die Gliederung und Verwaltung 
der Oſtgebiete im zweiten Teil des Rdß⸗Erlaſſes vom 16. März 
1940 getroffen worden und enthalten das folgende: 

1. Die Grundſteuer, die Grundſtückſteuer (Gebäude⸗ 
ſteuer) und die Lokalſteuer, in der früheren Wojewodſchaft 
Schleſien die Mietabgabe für den ſchleſiſchen Wirtſchafts⸗ 
fonds, fließen ab dem 1. Januar 1940 den Gemeinden zu. 
Das gilt auch für einige beſondere Zweckſteuern, ſoweit 
ſie von Steuereinheiten der Grundſteuer und der Grundſtück⸗ 
ſteuer erhoben wurden (Wegeſteuer, Inveſtitionsſteuer, Fehl⸗ 
betragsausgleichſteuer der Dorfgemeinden). 

Eine Regelung dieſer Steuern, die bis zur Einführung 
des Grundſteuergeſetzes gelten ſoll, iſt in Vorbereitung. 

2. Die Gasverbrauchsabgabe und die Steuer auf 
elektriſche Energie werden ab dem 1. Januar 1940 den 
Gemeinden zugewieſen. 

3. Die Gewerbepatentgebühren (Regiſtergebühren), 
auch ſoweit ſie in Form von Zweckſteuern (Wegeſteuer, 
Inbeſtitionsſteuer, Fehlbetragsausgleichſteuer der Dorfgemein⸗ 
den) von den Zahlern der Gewerbepatentgebühren erhoben 
werden, die Hotelſteuer (Beherbergungſteuer) und die 
Steuer von Plakaten, Schildern und Anzeigen 
fließen als gewerbeſteuerähnliche Steuern ab dem 1. Januar 
1940 ebenfalls in vollem Umfang den Gemeinden zu. Sie 
treten mit Ablauf des 31. März 1940 (Inkrafttreten des Ge⸗ 
werbeſteuergeſetzes) außer Kraft. 

4. Die der deutſchen Vergnügungſteuer entſprechenden 
oder ähnlichen Abgaben (Luſtbarkeitsabgabe, Abgabe für den 
Nachtaufenthalt in gaſtronomiſchen Anſtalten und Billard» 
ſälen) fließen ab dem 1. Januar 1940 in vollem Umfang den 
Gemeinden zu. 

Die übrigen bisherigen Steuern ſind in den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten nach den bisherigen Vorſchriften 
weiter zu erheben und zu verteilen, bis fie aufgehoben 
werden. Das ſind insbeſondere die Stempelabgabe für 
Immobilienübertragungen (bis zur Einführung der 
Grunderwerbſteuer), die Jagdſteuer, die Hundeſteuer, 
die Feuerzeugſteuer, das Zündholgzmonopol und 
das Lotteriemonopol, in Schleſien außerdem die Wert⸗ 
zu wachsſteuer, und ſonſtige Gemeindeſteuern die auf 
Grund des Geſetzes über die Regelung der Kommunalfinanzen 
erhoben werden. . 

Die Finanzämter find bis auf weiteres verpflichtet, 
Steuern und Abgaben der Gemeinden zu verwalten, 
insbeſondere beizutreiben, ſoweit das nach bisherigem Recht 
vorgeſehen war. Ein Abzug für Verwaltungskoſten 
findet bis auf weiteres nicht ſtatt. Ki. 


